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EDITORIAL 


Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser! 


Das vorliegende Heft behandelt uazwei Schwer- 
punktthemen: Angesichts einer zunehmend zu beob- 
achtenden Zerstörung der natürlichen Lebensgrund- 
lagen und Ressourcen stellt sich immer dringlicher 
die Frage nach einen effektiven Umweltschutz. Daß 
dabei dem Recht eine nicht unentscheidende Rolle 
zukommt, liegt auf der Hand. Es erscheint uns wich- 
tig, hierzu Positionen zuentwickeln und darzustellen. 
Ökologie und Recht ist daher mit drei Beiträgen der 
erste Themenschwerpunkt dieses Heftes. 

Frau und Recht - dieser Bereich zieht sich gleich- 

sam wie ein roter Faden durch die bisherigen Aus- 
gaben des FORUM RECHTS. Die Frauen-Jurainitiative 
hat- wiebereits 1984 und 1985 - auch in diesem Jahr 
eine Vielzahl interessanter und aktueller Themen be- 
arbeitet und dem FORUM RECHT als Artikel zur Ver- 
fügung gestellt. Neben Anmerkungen zur geplanten 
„Verbesserung der Stellung des Opfers im Strafpro- 
zeß” finden sich Beiträge zur Frage der „Aufenthalts- 
rechtlichen Situation ausländischer Frauen” sowie 
zu einem in unserer Gesellschaft eher tabuisierten 
'Therma, der „Prostitution”. Mica Verweyen beschäf- 
tigt sich ferner mit der Frage der „Quotierung”, d.h. 
der Festsetzung von Quoten zugunsten von Frauen 
als Gegensteuerungsinstrument zur derzeitigen Be- 
nachteiligung im Arbeitsbereich. 
Das Thema „Erwerbsleben” ist auch Gegenstand ei- 
nes Interviews, welches die Problematik des Berufs- 
einstiegs als Rechtsanwältin sehr anschaulich dar- 
stellt. 

Neben den Schwerpunktthemen finden sich in die- 
sen Heft zahlreiche aktuelle Kurzberichtezuden ver- 
schiedensten Bereichen sowie Veranstaltungshin- 
weise, Buchbesprechungen, Neuerscheinungen und 
ein Zeitschriftenüberblick. 

Für Anregungen, Tips und Kritik sind wir stets dank- 


bar. 
Viel Spaß bei der Lektüre, 
Eure FORUM RECHT Redaktion 


P.8. Nach unserem Aufruf, das FORUM RECHT im 
Abonnement zu bestellen, haben sich schon viele Le- 
ser zum Bezug eines Abonnements entschlossen. 
Gleichwohlreicht dieZahlder Abonnenten z.Zt. noch 
nicht als solide Grundlage aus. 

Wer also das FORUM RECHT regelmäßig und pünkt- 
lich frei Haus haben will, dem sei ein Abo angeraten. 
Außerdem: Unsere Preisgestaltung ist mehr als fair - 
das Abo kostet im Jahr (!) nur 12,50 DM für 4 Hefte 
(da ist das Porto schon inbegriffen). Deshalb: Abon- 
niert das FORUM RECHT - Postkarte genügt. 


Themen der nächsten Ausgabe (4/86): 

- „Entwurf eines Antidiskriminierungsgesetzes” 

- Computer und Strafprozeß 

- Strafvollzug heute 

- Datenerhebung im Nationalsozialismus 

- Fortschrittliche Juristenorganisationen in der 
Bundesrepublik (Serie, Teil 1) 

- Prozeß gegen Juristenausbildungsprüfungsord- 


nung 
- Das heimliche Curriculum im Jurastudium 
(Teil 2) 


| 


\ 


N 


N 


=“ 
’ 


4 


N 


Ökologie und Recht 


Die zunehmende ökologische Zer- 
störung erfordert ein Umdenken 
auch im Umweltrecht. Beim 10. 
Richterratschlag — einem 1980 
gegründeten Zusammenschluß 
kritischer Juristen (vgl. Forum 
Recht 1986 (Heft 2),5.49)-haben 
250 Richter und Staatsanwälte 
eine umweltgerechte Rechtsord- 
nung gefordert. Zugleich ent- 
wickelten sie in einer Abschlußer- 
klärung konkrete rechtspolitische 
Leitlinien zur Sicherstellung des 
Umweltschutzes. 

Wir dokumentieren diese Erklä- 
rung im Wortlaut: 


Teil A 

1. Die atomare und ökologische 
Selbstvernichtung bedrohen in 
noch nicht dagewesenem Aus- 
maß die Lebensgrundlagen unse- 
rer und nachfolgender Generatio- 
nen. Die aus dem Richterratschlag” 
hervorgegangenen „Richter 
und Staatsanwälte für den Frie- 
den” setzten sich auf ihrem 1. und 
2. Friedensforum (Bonn 1983; Kas- 
sel 1985) mit der atomaren Kriegs- 
gefahr und den ökologischen Fol- 
gender Kriegsvorbereitung ausein- 
ander. Die zum „10. Richter- 
ratschlag” versammelten Richter 
und Staatsanwälte haben sich der 
ökologischen Herausforderung 
gestellt. 


2. Die Hinfälligkeit des Fortschritts- 
glaubens in eine ungebremste In- 
dustrialisierung westlicher oder 
östlicher Prägung ist offensicht- 
lich geworden. Die Natur und ihre 
Ressourcen wurden zu lange als 
„Vvogelfrei” betrachtet. Der zer- 
störerische und zukunftsiose 
Raubbau an den Grundlagen un- 
serer natürlichen Umwelt hat welt- 
weit einen dramatischen Zustand 
erreicht: Wir leben im wahrsten 
Sinne des Wortes in verant- 
wortungsloser Weise „auf Kosten” 
unserer Lebensgrundlagen. 


3. Die ökologische Herausforde- 
rung zwingt zu einem konsequen- 
ten Umdenkungsprozeß. Nahezu 
alle Wissenschaften sind zu einer 
Revision ihrer Systeme gezwun- 
gen. Auch Rechtswissenschaft, 
Rechtssetzung und Rechtspraxis 
müssen auf diese Entwicklung re- 
agieren. Umweltschutz ist zu ei- 
ner Staatsaufgabie ersten Ranges 
geworden. Es ist höchste Zeit, 


internationale und nationale 
Rechtsordnungen zu schaffen, die 
sicherstellen, daß „Umweltschutz 
aus Eigennutz” betrieben wird. In 
Abkehr von der Verfolgung kon- 
sum- und gewinnorientierter Ge- 
genwartsinteressen istzugunsten 
zukünftiger Generationen den Be- 
langen der Umwelt in jedem Falle 
Vorrang zu geben. 


4. Die Aufgaben des Umwelt- 
schutzes sind von allen staat- 
lichen Gewalten zu wahren und zu 
fördern. Als Richter und Staats- 
anwalt sind wir verpflichtet, ein 
Recht anzuwenden, das Umwelt- 
schutzbelangen nur unzureichend 
Rechnung trägt. Mit der Umwelt- 
schutzbewegung fordern wir eine 
umweltgerechte Rechtsordnung. 
Dabei sind wir uns der Begrenzt- 
heit der Maßnahmen bewußt. 


Teil B 


Auf der Grundlage dieser allge- 
meinen Standortbestimmung und 
Zielvorstellungen einer sich öko- 
logisch verantwortlich verstehen- 
den Rechtspraxis ergeben sichfür 
die jeweiligen Rechtsgebiete fach- 
spezifische Forderungen. Die 
nachfolgenden Thesen erheben 
nicht den Anspruch auf Vollstän- 
digkeit und zutreffende Prioritä- 
tenfolge. 


I. Staats-/ 
Verwaltungs- 


recht 
1. Umwelt- 
grundrecht 


Die übertragende politische Be- 
deutung des Umweltschutzes be- 
darf der verfassungsrechtlichen 
Anerkennung durch Einführung 
eines Grundrechts auf Umwelt- 
schutz. 


2. Umwelt- 
gesetzbuch 


Die Vereinheitlichung des auf zahl- 
reiche Rechtsgebiete zersplitter- 
ten Umweltrechts ist erforderlich. 
Bei gleichzeitig drastischer Anhe- 
bung des Gesamtniveaus (zum 


Beispiel Orientierung beider Fest- 
legung von Grenzwerten an be- 
sonders empfindlichen Personen- 
gruppen wie Kindern, Betagten, 
Kranken usw., so in der Schweiz) 
gilt es, die derzeit differenzieren- 
den Ziele und Grundsätze ver- 
waltungsmäßigen Handelns, die 
Verfahren, die Organisation und 
die Sanktionen in einem Umwelt- 
gesetzbuch nach einem einheit- 
lichen Konzept zu koordinieren. 


3. Umwelt- 
verträglichkeit 


Entsprechend dem EG-Richtlini- 
envorschlag von Juni 1985 ist 
eine Umweltverträglichkeitsprü- 
fung gesetzlich zu verankern. Sie 
soll bei Planungen und Entschei- 
dungen, die sich auf die Umwelt 
auswirken könnten, ein systemati- 
sches, fächerübergreifendes Ver- 
fahren zur Verfügung stellen, das 
den ökologischen Belangen Rech- 
nung trägt. Das gilt einerseits für 
umweltrelevante Vorhaben (groß- 
technische Anlagen, Flughäfen, 
Straßen usw.) und sonstige Ein- 
griffe in Natur und Landschaft. 
Hier geht es um frühzeitige, ge- 
richtlich kontrollierbare Ermitt- 
lung und Abwägung aller Auswir- 
kungen auf die Umwelt. Es ist ein 
schweres Versäumnis der Bun- 
desregierung, daß der vor kurzem 
in den Bundestag eingebrachte 
Entwurf eines Baugesetzbuches 
keinerlei Vorschläge in diese Rich- 
tung enthält. Andererseitsistauch 
beim Erlaß und der Durchsicht be- 
reits geltenden Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften eine Um- 
weltverträglichkeitsprüfung erfor- 
derlich (z.B. Kfz-Steuer, Kilo- 
meterpauschale u.a.). 


4. Grenzwerte 


Die Grenzwerte gehören zum 
Kernbestand des materiellen Um- 
weltrechts. Sie bestimmen die 
Grenze zwischen vertretbaren 
und nicht mehr zu vertretenden 
Umweltbelastungen (TA-Luft, Groß- 
feuerungsanlagen-VO, TA-Lärm, 
Strahlenschutz-VO, maximale 
Schadstoffbelastung am Arbeits- 
platz - MAK-Werte -, biologische 
Arbeitsstofftoleranzwerte - BAT- 
Werte). Sie bedürfen erheblicher 


Ökologie und Recht 


inhaltlicher und struktureller Ver- 
besserung: 


a) Grenzwerte sind gesetzlich fest- 
zusetzen, und zwar auch für Berei- 
che, in denen zur Zeit noch keine 
Festlegungen bestehen (zum Bei- 
spiel Verkehrslärm). Es ist sicher- 
zustellen, daß in regelmäßigem 
Abstand eine Überprüfung und 
Fortschreibung erfolgt. Das Ver- 
fahren der Festlegung von Grenz- 
werten ist so auszugestalten, 
daß eine Transparenz der zugrun- 
de liegenden naturwissenschaft- 
lichen Analysen und der vorge- 
nommenen Bewertungen gewähr- 
leistet ist. 


b) Grenzwerte müssen einen an- 
gemessenen Sicherheitsabstand 
zu den möglichen Gefahren- 
schwellen enthalten. Die natur- 
wissenschaftlichen Analysen lei- 
den zumeist daran, daß sie keine 
sicheren Aussagen darüber tref- 
fen, welche Schadstoffbelastung 
in Zukunft noch ungefährlich ist. 
Sie sind weitgehend standar- 
disiert, abstrakt und auf bekannte, 
leicht _feststellbare Schad- 
stoffkombinationswirkungen be- 
grenzt. Die erst in den letzten Jah- 
ren erkannten Zusammenhänge 
zum Beispiel zwischen Luftschad- 
stoffbelastung und Zunahme von 
Atemwegerkrankungen machen 
die prinzipiell nicht zu überwin- 
dende Vorläufigkeit der Gefahren- 
beurteilung ebenso deutlich wie 
die aktuelle Diskussion um das 
Waldsterben. 


Die Festsetzung von Grenzwerten 
(einschließlich der Meß- und Aus- 
wertungsverfahren) darf nicht da- 
zu führen, daß Schadstoffe ledig- 
lich räumlich umverteilt oder die 
Umweltbelastung von einem Um- 
weltbereich in den anderen ver- 
schoben wird (zum Beispiel Ent- 
sorgung von Rauchgasfilteranla- 
gen). 

c) Emittierende Altanlagen müs- 
sen den gleichen Grenzwerten 
wie Neuanlagen unterworfen wer- 
den. Erhebliche Unterschiede zu- 
gunsten von Altanlagen, wie sie 
die Großfeuerungsanlagen-VO 
1983 vorsieht, kommen zwar wirt- 
schaftlichen Interessen entge- 
gen, vermögen aber nicht dem 
Schutzauftrag des Bundesimmis- 
sionsschutzgesetzes (BImSchG) 
Rechnung zu tragen. 


Die Durchsetzungsmöglichkeit 
nachträglicher Anordnungen ge- 
genüber Altanlagen muß verstärkt 
werden. Die in der Praxis auf eine 
„ewige Besitzstandswahrung” 


hinauslaufende Fassung des $ 17 
Abs. 2 BImSchG (Anordnung nur 
möglich, wenn „verhältnismäßig”) 
sollte durch einen zeitlich befri- 
steten Besitzstandsschutz er- 
setzt werden. 

Die Festlegung von Grenzwerten 
kann jedoch die Notwendigkeit 
von Maßnahmen, die auf die Ver- 
meidung oder Verminderung des 
Ausstoßes von Schadstoffen oder 
anderer Umweltbelästigungen ab- 
zielen, nicht ersetzen. Deshalb 
sind Maßnahmen für eine umwelt- 
bewußte Energienutzung (zum 
Beispiel Verbesserung des Wir- 
kungsgrades von Kraftwerken, 
Verringerung des spezifischen 
Energieverbrauchs) ökologisch 
vergleichsweise bedeutsamer als 
die gleichwohl unverzichtbare 
Fixierung von Grenzwerten. 


5. Rechtsschutz 


a) Die Bewältigung der Aufgabe 
Umweltschutz” erfordert die an- 
gemessene Fortentwicklung des 
geltenden Systems gerichtlicher' 
Kontrolle. Die vornehmlich auf In- 
dividualrechtsschutz und Gefah- 
renabwehr ausgerichtete verwal- 
tungsgerichtliche Klage vermag 
nur demjenigen Zugang zu den 
Gerichten sowie wirksamen 
Rechtsschutz zu gewähren, der 
rechtlich geschützten, individuel- 
len Interessen verletzt ist (egoisti- 
sche Umweltklage). 

Bei Natureingriffen und Flächen- 
verbrauch, bei denen kein klage- 
bereiter Privateigentümer betrof- 
fen ist, findet eine Kontrolle der 
Rechtmäßigkeit des Ver- 
waltungshandelns nicht statt. Auch 
das für das Umweltrecht wesent- 
liche Vorsorgeprinzip, das Umwelt- 
belastungen unterhalb der Gefah- 
renschwelle verhindern bzw. re- 
duzieren und das Restrisiko für 
die Gesamtbevölkerung und die 
Umwelt gering halten soll (Emis- 
sionsminimierung, vgl. z.B. $$ 5 
Nr. 2, 17 Abs. 1 Satz 1 BImSchG; 
$ 28 Abs. 1 Nr.2 Strahlenschutz- 
verordnung) ist trotz erkannten 
Handlungsbedarfs nicht gericht- 
lich durchsetzbar. Entsprechen- 
desgiltfür die Durchsetzung einer 
dauerhaft sicheren Entsorgung 
(z. B. Wiederaufbereitung oder 
Endlagerung atomarer Abfälle) 
oder Einwände gegen die beson- 
dere Gefährlichkeit gesetzlich 
zugelassener Anlagen (z. B. Atom- 
kraftwerke, sonstige gefährliche 
großtechnische Anlagen). 


b) Naturschutzrechtliche Ver- 


bandsklagen, die anerkannten Na- 
turschutzverbänden eine gericht- 
liche Überprüfung u. a. der Ein- 
haltung von Naturschutzbelan- 
gen bei planfeststellungsbedürf- 
tigen Vorhaben (z. B. Straßenbau) 
ermöglichen, gibt es bislang nurin 
Berlin, Bremen und Hessen. Die 
Verbandsklage in Hamburg gibt 
lediglich Rechtsschutz gegen be- 
hördliche Befreiungen von Ver- 
boten und Geboten, die zum 
Schutz von Naturschutzgebieten 
erlassen sind. 


Diese Ergänzung des Indivi- 
dualrechtsschutzes ist nur ein er- 
ster unvollkommener Schritt. Hin- 
zu kommt, daß die oberver- 
waltungsgerichtliche Recht- 
sprechung diese Form der Recht- 
mäßigkeitskontrolle gegen- 
standslos gemacht (Berlin-,‚Mag- 
netbahnentscheidung” vom 
17.01.1986) oder weitgehend ent- 
wertet hat (Hessen). 


Die negative Bewertung der Ver- 
bandsklage ist unverständlich. Tat- 
sächlich ist die befürchtete Verfah- 
rensflut ausgeblieben. Seit Ein- 
führung der Verbandsklage (ab 
1979) wurden lediglich ca. 15 Ver- 
fahren betrieben (in Bremen: 2; 
Berlin: 2; Hamburg: 0; die übrigen 
in Hessen). 

Selbst bei Unterliegen der Ver- 
bände im gerichtlichen Verfahren 
haben sich positive indirekte Wir- 
kungen herausgestellt, z. B. Ab- 
bau von Verwaltungsvollzugsdefi- 
ziten im Naturschutzrecht, Stär- 
kung der Umweltschutzbehörden 
gegenüber anderen Ressorts, 
Schaffung behördlichen Umwelt- 
bewußtseins. 


c) Ein angemessener ver- 
waltungsgerichtliicher Rechts- 
schutz in Umweltfragen erfordert 
die bundesweite gesetzliche Ein- 
führung 


-einer in ihrem Anwendungsbe- 
reich erweiterten naturschutz- 
rechtlichen Verbandsklage; 

- einer Verbandsklage zur Durch- 
setzung des umweltrechtlichen 
Vorsorgegrundsatzes (Emissions- 
minimierung, Verbesserung der 
Umweltverhältnisse); 

-eines unabhängigen Umwelt- 
schutzbeauftragten, der mit ei- 
ner Klagebefugnis ausgestattet 
ist. 


Für besonders gefährliche groß- 
technischeoder sonstige die Um- 
welt stark beeinträchtigende Anla- 
gen sollte gleichfalls die Verbands- 
klage (ähnlich wie in der Schweiz) 
eingeführt oder die Möglichkeitei- 
nes Verwaltungsreferendums 
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(Volksbegehren) diskutiert wer- 
den. 


d) Wer bereits das Rechts- 
schutzsystem in seiner geltenden 
Reichweite eher als inve- 
stitionshemmende denn als um- 
weltschutzfördernde Institution 
empfindet, setzt falsche Prioritä- 
ten. 


Der Forderung, die Kontrolldichte 
der Verwaltungsgerichte zu reduzie- 
ren und der Verwaltung größere 
Entscheidungsfreiheit einzuräu- 
men, ist deshalb entgegen- 
zutreten. Das gleiche gilt für die 
unlängst vorgenommene Verkür- 
zung des Rechtsschutzes gegen 
umweltrelevante Großvorhaben 
aufeineEil-und Tatsacheninstanz 
beim OVG/VGH. 


planungsrecht 


In der Bundesrepublik Deutsch- 
land kommen als Folgen militäri- 
scher Planung schon in der Zeit 
des Friedens zunehmender Land- 
schaftsverbrauch, Unfälle und Ma- 
növerschäden, Lärm durch Schieß- 
übungen und Tiefflieger hinzu. 
Das geltende Militärpla- 
nungsrecht stammt aus der Zeit 
des Kalten Krieges und orientiert 
sich zum Teil an Vorschriften des 
NS-Faschismus. Es wird be- 
herrscht vom Primat des Militäri- 
schen gegenüber zivilen und öko- 
logischen Erfordernissen. 

Dem Militär darf keine eigene 
Rechtsordnung zugebildet wer- 
den. Militärische Privilegierungs- 
klauseln müssen aus dem gelten- 
den Recht ersatzlos gestrichen 
werden. Dasgilt insbesondere für 
derartige Bestimmungen im Bau- 


planungs- und Bauord- 
nungsrecht, Naturschutzrecht und 
Waldgesetz, Luftverkehrsrecht, 


bei der Beförderung gefährlicher 
Güter und bei der Landbeschaf- 
fung usw. 


Raumbedeutsame Planungenfür 
militärische Vorhaben müssen den 
Bürgern offengelegt werden. Sie 
sind einer Sozial- und Umweltver- 
träglichkeitsprüfung mit wirksa- 
men Beteiligungsrechten der Bür- 
ger zu unterwerfen. 


Der Rechtsschutz gegen militäri- 
sche Vorhaben ist eingeschränkt. 
Das NATO-Truppenstatut (NTS) 
und das Zusatzabkommen zum 
NTS (ZA-NTS) sind so zu ändern, 
daß die Rechtsschutzgarantie des 
Art. 19 Abs. 4 GG auch auf Maß- 


nahmen der Stationierungsstreit- 
kräfte ausgedeht wird und die 
Streitkräfte dabei verpflichtet sind, 
das Recht des Aufnahmestaates 
einzuhalten. 


ll. Zivilrecht 


Das Zivilrecht hat bei der Rege- 
lung von Umweltproblemen erst 
begonnen, „über den Gartenzaun 
des Nachbarn” zu schauen. Die 
Verteidigung privater Rechte hat 
im Zeitalter der Umweitzerstö- 
rung häufig eine wichtige Funkti- 
on im Kampf um die Erhaltung der 
Umwelt. Je rücksichtsloser Staat 
und Wirtschaft die Natur zerstö- 
ren, desto sinnvoller ist die Erhal- 
tung privater Abwehrrechte. 


Eine bedeutende Fessel des Pri- 
vatrechts ist seine „Ver 
waltungsrechtsakzessorietät”, die 
in den $$ 10, 14 BImSchG und 
ähnlichen gesetzlichen Regelun- 
gen verankert ist. Die umweltzer- 
störende Politik des „bürokratisch- 
industriellen Komplexes” (Traube/ 
Strasser) fließt zum Beispiel in die 
„Grenzwerte” der TA-Luft, der TA- 
Lärm sowie in die planungsrecht- 
lichen Festsetzungen ein. 


Diese ‚Abhängigkeit muß gesetz- 
lich beseitigt und durch die Recht- 
sprechung gelockert werden. Da- 
rüber hinaus sind die traditionel- 
len Mittel des Privatrechts für zu- 
nehmend komplexe Umwelt- 
beeinträchtigungen (z. B. Immis- 
sionssummierungen) unzurei- 
chend. Die derzeitige Ausge- 
staltung der materiellrechtlichen 
Anspruchsgrundlagen und des 
Zivilprozesses setzen der Rea- 
lisierung individueller Rechte 
Grenzen wegen 


-der menschlichen Belastung 
durch Prozesse, 

- des Kostenrisikos, 

-der Schwierigkeiten der Infor- 
mationsbeschaffung (Darlegungs- 
last), 

- des Beweisrisikos, 

- der besonderen Probleme beim 
Rechtswidrigkeits-, Kausalitäts- 
und Verschuldensnachweis. 

Andererseits könnten zum Pri- 
vatrecht Impulse auf das öffentli- 
che Recht ausgehen. Möglich wä- 
re eine Entwicklung vom gefes- 
selten Privatrecht zum Privatrecht 
als Motor des Umweltschutzes, 
wenn folgende Verbesserungs- 
vorschläge verwirklicht werden: 

-Wie das japanische Beispiel zeigt, 
sind richterliche Beweislast- 
umkehr, Artscheinsbeweise und 


andere Beweiserleichterungen 
bis hin zu Wahrscheinlichkeits- 
nachweisen möglich. 

-Die Einhaltung der Grenzwerte 
derTechnischen Anleitungen in- 
diziert keine Duldungspflicht 
oder Rechtmäßigkeit ‚für zivil- 
rechtliche Ansprüche. 

- Der Gesetzgeber sollte eine Ge- 
fährdungshaftung für die Verur- 
sachung von Immissionen vorse- 
hen und eine zivilrechtliche Ver- 
bandsklage für Umweltschutzor- 
ganisationen (vgl. $ 13 f. AGBG, 
8 13 f. UWG, $& 44 f. BremNatG) 
schaffen. 

Eine zivilrechtliche Sanktion kann 
zwar als Reflex auch präventive 
Wirkungen entfalten, sie kann aber 
öffentlich-rechtliche gesteuerte 
Planungen und Aufgaben keines- 
falls ersetzen. Insbesondere im 
Bereich der vorbeugenden Ver- 
hinderung von Schadensquellen 
verfügen öffentlich-rechtliche Vor- 
gaben über Möglichkeiten flä- 
chendeckender Vorsorge. Die zi- 
vilrechtliche Anknüpfung an ein- 
getretene Beeinträchtigungen 
kann dies nicht im gleichen Um- 
fang erreichen. Zivilrecht und öf- 
fentliches Recht müssen im Kampf 
gegen Umweltzerstörung jeweils 
ihre Möglichkeiten nutzen. 


Ill. Umwelt 
und 
Arbeitsleben 


Nach geltendem Arbeitsrecht ha- 
ben Arbeitnehmer wenig Mög- 
lichkeiten, sich gegen schädliche 
Einflüsse aus der betrieblichen 
Sphäre zur Wehr zu setzen. Zu- 
dem ist Arbeitnehmern gekündigt 
worden, die sich bei der Gewer- 
beaufsicht über Umweltverstöße 
ihres Betriebes beschwert haben. 


Die Beherrschung der gesundheit- 

lichen Risiken erfordert im Arbeits- 

recht 

-eine Mitbestimmung des Be- 
triebsrates bei der Einführung 
neuer Technologien unabhän- 
gig von der Frage, ob hinsichtlich 
ihrer Gesundheitsgefährdung 
gesicherte arbeitswissenschaft- 
liche Erkenntnisse vorliegen; 

-das Recht.des Betriebsrates, die 
Einführung oder Weiterführung 
von Produktionsmitteln sowie 
die Arbeit mit Arbeitsstoffen, über 
deren Gesundheitsgefährdung 
der Betriebsrat Erkenntnisse hat, 
solange verhindern zu können, 
bis der Arbeitgeber deren Unbe- 
denklichkeit nachweist; 
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Die Mitbestimmung des Betriebs- 
rates bei der Entscheidung über 
die Form der betriebsärztlichen 
Betreuung; den angestellten Be- 
triebsärzten und Fachkräften für 
Arbeitssicherheit muß derselbe 
Kündigungsschutz wie Betriebs- 
ratsmitgliedern eingeräumt wer- 
den. 
Die Entstehung der Sozialver- 
sicherung war historisch ein erster 
Versuch, den Gefahren der indu- 
striellen Produktion für den Men- 
schen zu begegnen. Die geldliche 
Entschädigung des „Versiche- 
rungsfalles” verdrängt die notwen- 
dige Schadensverhütung. Das 
Wissen z. B. der Vertrauensärzte 
der Sozialversicherung über die 
Zusammenhänge zwischen Krank- 
heiten und Arbeits- und Lebens- 
bedingungen wird zu wenig ge- 
nutzt und abgefragt. 
Im Sozialrecht bedarf es 
- der Fortentwicklung der Gewer- 
beaufsicht und der Beseitigung 
bzw. Kontrolle der Gefahrenquel- 
len für unsere gesamte Umwelt, 
insbesondere unter verstärkter 
Auswertung der Ermittlungser- 
gebnisse der vertrauensärzt- 
lichen Dienststellen, der Kran- 
kenkassen, der Technischen Auf- 
sichtsdienste, der gewerbeärzt- 
lichen Dienststellen und der Ge- 
werbeaufsichtsämter; das erfor- 
dert auch eine bessere perso- 
nelle Ausstattung dieser Institu- 
tionen; 
-der Verbesserung der recht- 
lichen Möglichkeiten, arbeitsbe- 
dingte Erkrankungen als Berufs- 


krankheiten anzuerkennen; 
-der Nutzung der Diagnose- und 
Therapiekapazitäten der Sozial- 
versicherungsträger für eine 
systematische Krankheitsursa- 
chenforschung und für das Auf- 
spüren von Umweltbelasungen. 
Zusätzlich wäre zuerwägen, unter 
verstärkter Beachtung des Risiko- 
erzeugerprinzips dem Arbeitge- 
ber bei arbeitsbedingten Erkran- 
kungen risikoorientierte Bei- 
träge für die Krankenversiche- 
rung aufzuerlegen. Empfehlens- 
wert ist auch eine Erweiterung zi- 
vilrechtlicher Ansprüche auf Scha- 
densersatz bzw. Schmerzensgeld 
über die bisherigen sozialrecht- 
lichen Absicherungen hinaus. 


IV. Strafrecht 
und 
Verwaltungs- 
behörden 


Angesichts der negativen Folge- 
wirkungen unkontrollierten wirt- 
schaftlichen Handelns potentiel- 
ler Umweltverschmutzer kommt 
dem Strafrecht die Aufgabe eines 
notwendigen Korrektivs zu. Dem 
genügt das geltende Recht nicht. 


Von dererfaßten Gesamtkriminali- 
tät machen die Umweltdelikte le- 
diglich 0,2 Prozent aus. Die Dun- 
kelziffer bei schweren Umweltta- 
ten ist erheblich. Angezeigt, ver- 


folgt und abgeurteilt werden über- 
wiegend Bagatellverstöße. 70 bis 
80 Prozent dieser Verfahren wer- 
den zum Teil wegen Geringfügig- 
keit eingestellt. In 97 Prozent der 
abgeurteilten Fälle werden Geld- 
strafen verhängt. 
Zu fordern ist 
-eine Trennung von Genehmi- 
gungs- und Kontrollbehörden im 
Verwaltungsbereich; die Kontroll- 
behörden sollten Ermittlungsbe- 
fugnisse haben und miteiner An- 
zeigepflicht ausgestattet sein; 
-eine ihren Aufgaben ent- 
sprechende Ausstattung der mit 
Umweltschutz- und Naturschutz- 
aufgaben befaßten Behörden mit 
einem qualifizierten Personalbe- 
stand und ausreichend finanziel- 
len und technischen Mitteln; die 
Behörden müssen den umwelt- 
verschmutzenden Tätern ge- 
wachsen sein; 
-eine Spezialisierung und bes- 
sere Ausbildung der Polizei; 
-Schwerpunktdezernate und Zu- 
ständigkeitskonzentration bei 
Staatsanwaltschaften und Ge- 
richten. 
Die geltenden Strafbestimmun- 
gen sind unzureichend. Insbeson- 
dere fehlt eine Strafvorschrift zum 
Schutz des Bodens. 
Wirtschaftliche Vorteile durch 
rechtswidrige Umweltverstöße soll- 
ten abgeschöpft werden. Gelten- 
de Strafrechtsnormen müssen 
durch die rechtliche Schaffung 
niedriger und klarer Grenzwerte 
für die strafrechtliche Praxis ge- 
macht werden. 


‚Wer entkommen will, braucht Glück. 
‚Ohne Glück 

Retteı sich keiner vor der Kälte 

Vor dem Hunger oder gar vor Menschen. 
Glück ist Hilfe. 

Ich habe viel Glück gehabt. Deshalb 

Bin ich noch da. 


Wieviel Glück ich nach 
Glück ist Hilfe. 

Stark ist, wer Glück hat. 

Ein guter Kämpfer und ein weiser Lehrer 
Ist einer mit Glück. 

Glöck ist Hilfe. 


‚Aber in die Zukunft schauend, erkenne ich schaudernd 
brauche, 


Bertolt Brecht 1940 
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Umdenken 
im Umweltrecht 


Ein Bericht über den 1. Deutschen 


Umwelttag in Würzburg 


Der Umwelttag wurde veran- 
staltet von zahlreichen Gruppen, 
Verbänden und Vereinen für Natur- 
und Umweltschutz, Bürgerinitiati- 
ven, engagierten Christen und 
verschiedenen weiteren Grup- 
pen. Entstanden war der Umwelt- 
tag in Anbetracht der bedrohlichen 
Situation der Vergiftung unserer 
Umwelt, der Zerstörung der Natur 
und dem damit verbundenen Raub- 
bau an unseren natürlichen Le- 
bensgrundlagen. Er stand unter 
dem Motto „Ja zum Leben - Mut 
zum Handeln”. 

Damit sollte verdeutlicht werden, 
daß trotz mancher Erfolge die ent- 
scheidende Weichenstellung im 
Umweltschutz noch aussteht. 
Vielfältige Veranstaltungen unter- 
schiedlichster Art prägten den 
Umwelttag. 


Die insgesamt 7 Foren und unge-* 


fähr 50 Arbeitskreise (AKs), die 
wohl den wichtigsten Stützpfeiler 
des Umweltaktionsgerüstes in 
Würzburg bildeten, weil ihnen die 
inhaltliche Vorarbeit zur Würzbur- 
ger Abschlußerklärung ablag, stell- 
ten jeden Besucher / jede Besu- 
cherin vor die zwangsläufige Qual 
der Aus-Wahl. 

Auch der Verfasser hatte ursprüng- 
lich beabsichtigt, interessant er- 
scheinende AKs der verschiede- 
nen Foren, wie z.B. „Gen- und Bio- 
technologie”, „Tierversuche = 
Menschenschutz?” oder „Altla- 
sten - Zeitbombe im Untergrund", 
um nur drei zu erwähnen, zu be- 
suchen oder zumindest einmal 
reinzuschauen. Dajedoch alle AKs 
zeitlich parallel und an verschie- 
denen Standorten in Würzburg 
stattfanden, war dieses Vorhaben 
ein Ding der Unmöglichkeit. Blieb 
der gleichfalls interessante AK 
„Umdenken im Umweltrecht”, der 
programmatisch wiefolgt skizziert 
wurde: 

„Die Verfassungsgesetzgebung 
‘der letzten hundert Jahre war fast 


Frank Sosna, St 


immer Reflex auf politische Bewe- 
gung im Volk. Warum also sollte 
der immer klarer konturierte 
Wunsch der Bundesbürger nach 
Umweltschutz rechtliche Positio- 
nen nicht verbessern können? .... 
Wir brauchen die Verbandsklage, 
die sich in anderen Demokratien 
schon bewährt hatt! 

Umdenken und umschwenken - 
das gilt besonders fürs Umwelt- 
recht.” 

Mitwirkende dieses AKs waren 
(Podium): Dr. Klaus Bosselmann, 
Berlin - Klaus Kall, Rechtsanwalt, 
Moers - Prof. Dr. Eckhard Rehbin- 
der, Kronberg / Taunus - Prof. Dr. 
Heinhard Steiger, Gießen - Dr. 
Günter W. Zwanzig, Lehr- 
beauftragter, Weißenburg. Die 
Moderation hatte Prof. Dr. Erhard 
Denninger, Frankfurt. 


Umdenken 
im Umweltrecht 


I. Die Ausführungen von Prof. 
Eckhard Rehbinder eröffneten 
den AK. Im Mittelpunkt seiner 
Erläuterungen stand die Ab- 
sicht, darzulegen, weshalb ein 
Umdenken im Umweltrecht 
notwendig und wichtig sei: 

@ Der Umweltschutz hat kei- 
nen ausreichenden recht- 
lichen Rang bzw. Status ge- 
genüber umweltbelasten- 
den Belangen. Eristnichtals 
Staatszielbestimmung im 
Grundgesetz verankert wor- 
den, da eine Höherrangig- 
keit des Umweltschutzes be- 
fürchtet wurde und dem vor- 
herrschenden Prinzip der 
Gleichrangigkeit eine Schwä- 
chung beigebracht worden 
wäre. 

@ Umweltgesetze haben kei- 


ent ( 


ra), Bayreu 


ne Leitfunktion. Die Umwelt- 
qualität steht oft zur Disposi- 
tion der Regierung bzw. der 
vollziehenden Verwaltung. 
@Es besteht ein ungeord- 
netes Wachstum im Bereich 
des Umweltrechts, das sich 
zweifelsohne als ein Um- 
welt-Chaos bewerten läßt. 
Viele Überschneidungen von 
umweltrelevanten Regelun- 
genin einzelnen Bundeslän- 
dern lassen die Einführung 
eines einheitlichen Umwelt- 
schutzgesetzesalsdringlich 
und notwendig erscheinen. 
@ In der Praxis fallen hohe juri- 
stische Entscheidungs- bzw. 

Feststellungskosten im Um- 

weltrecht an, die durch die 

komplexe Sach- undRechts- 
materie bedingt werden. 

Rehbinder wörtlich: „Es fin- 

deteine Verwaltung des Um- 

weltrechts anstelle eines ver- 
waltungsmäßigen Umwelt- 
schutzes mit Hilfe des Rechts 
statt.” Ein Problem stellt wei- 
terhin die Überdifferenzie- 
rung im Umweltrecht dar. 

Rehbinder nannte als Bei- 

spiel die zu komplizierte Son- 

derprüfung nach der TA-Luft. 
© Das rechtliche Schutzni- 
veau für den Bereich der 

Umwelt ist unzureichend: 

1)Die medienspezifische Befrach- 
tung von Umweltproblemen ist so- 
wohl punktuell wie auch dynamisch 
ausgerichtet und schafft damit die 
Gefahr von Regelungslücken in 
Bezug auf die gesamte Umwelt- 
rechtsmaterie. 

2) Es läßt sich tendenziell zu wenig 
strukturellangelegte Steuerung im 
Umweltrecht, wie auch hinsichtlich 
der Vermeidung von Gefahren für 
die Umwelt, konstatieren. 

3) Es findet in überwiegendem Maße 
Schadensbekämpfung anstelle von 
Vorsorgemaßnahmen statt. 

4) Das deutsche Umweltrecht privile- 
‚giert umweltbelastende Sektoren 
wie z. B. die Landwirtschaft. 

5) Außerdem privilegiert die Rechts- 
ordnung Besitzstände. Die ökono- 
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mischen Anreize für ökologische 
Belange sind zu gering. Im Bereich 
der Privatwirtschaft ist die Anwen- 
dung von Umweltverträgen auffrei- 
williger Basis, wie es bereits im Aus- 
land (USA) praktiziert wird, relativ 


gering. 

6) Die öffentliche Kontrolle von Unter- 
nehmen mittels des Umweltrechts 
ist unzureichend. Deutlich spürbar 
und nachvollziehbar ist eine gene- 
relle Aversion gegen Umwelt- 
schutzinitiativen und ihre Tätigkei- 
ten. Die Unternehmer betreiben in 
der Mehrzahl eine Geheimhaltung 
der Umweltschutzmaßnahmen. In 
dieser Hinsicht ist die Offenlegung 
bedauernswerterweise nicht so an- 
gelegt wie die ökonomische Rech- 
nungsbelegung - Bilanzen. 


Fazit: Rehbinder wörtlich: 
„Das deutsche Umweltrecht ist 
schlechter als sein Ruf”. Das 
Recht, wie es derzeitig besteht, 
bietet keine Rettung, es ver- 
lange nach mehr aktivem Han- 
deln. Eine Einführung der Ver- 
bandsklage wäre wohl ein not- 
wendiger Schritt in die richti- 
ge Richtung. 


Umweltschutz 
und Grundgesetz 


Il. Es schlossen sich die Ausfüh- 
rungen von Prof. Dr. Heinhard 
Steiger an. Er stellte die recht- 
liche Sicherung des Umwelt- 
schutzes auf verfassungsrecht- 
licher Ebene in den Mittel- 
punkt. 

Seine Erläuterungen bezogen 

sich zunächst auf den Sinn und 

Zweck eines möglichen Um- 

weltgrundrechts bzw. Umwelt- 

schutz als Staatszielbestim- 
mung: 

@ Das Grundgesetz sowie die 
Länderverfassungen bilden 
nicht nur einen rechtlichen 
Rahmen, sondern auch zu- 
gleich die Grundlagen gesell- 
schaftlichen Zusammenle- 
bens und müssen daher um 
eine aktuelle wie kontinuier- 
liche Aufnahme der Interes- 
sen und Werte der Bundes- 
bürger stets bemüht sein. 

@ Der Umweltschutz als Staats- 
zielbestimmung und damit 
verbunden die Aufwertung 
von Umweltbelangen ist not- 
wendig und geboten. In an- 
derer Hinsicht ist dem bereits 
Rechnung getragen wor- 
den, z.B. bezüglich des Wirt- 
schaftssystems, Art. 2 Abs. 
1, 14, 109 GG. 

Anschließend verdeutlichte 

Steiger seine Vorstellungen 

über die Durchführung der Auf- 


nahme des Umweltschutzes in 
das Verfassungsrecht. Explizit 
behandelte er das Institut ei- 
nes Umweltrechts. Grundrech- 
te sind grundsätzlich als Frei- 
heitsrechte angelegt. EineKlage- 
möglichkeit für den Bürger be- 
steht als Abwehr gegenüber 
staatlichen Eingriffen in die 
Freiheit des Individuums. Da- 
gegen ist eine staatliche Lei- 
stung gegenüber dem Einzel- 
nen nicht einklagbar. 

Da die Umwelt zur Lebensqua- 
lität des Menschen gehört, sei 
die Möglichkeit einer Klage auf 
Abwehr von Staatseingriffen in 
diesem Bereich grundsätzlich 
gegeben. 

Ein Umweltgrundrecht könnte 
jedoch nicht eine Klagemög- 
lichkeit auf Leistungen seitens 
des Staates begründen. 


Fazit: Die Durchführung der 
rechtlichen Sicherung des Um- 
weltschutzes auf verfassungs- 
rechtlicher Ebene erscheint 
als Staatszielbestimmung ge- 
eigneter als ein Umweltgrund- 
recht. 


Vollzugsdefizite 
im Umweltrecht 


Il.Im Anschluß daran sprach 
Rechtsanwalt Klaus Kall. Er 
stellte die Aspekte „Vollzugs- 
defizite” und „Umweltscha- 
densrecht” in den Mittelpunkt 
seiner Ausführungen. Zunächst 
verdeutlichte er Vollzugsdefi- 
zite im Bereich des Umwelt- 
schutzes anhand der Begriffe 
„Umweltverwaltung” und 
„Publizitätsmängel”. 
® Die Umweltverwaltung hat 
sich aus dem preußischen 
Polizeirecht entwickelt. In 
der heutigen Zeit bedient 
sich die Umweltverwaltung, 
repräsentiert z. B. durch Ge- 
werbeaufsichtsämter, oft- 
mals privater Unternehmen 
zur Wahrnehmung von Um- 
weltbelastungen (z. B. TÜV) 
Private Unternehmen sind. 
B. in Normenausschüssen 
beteiligt oder interessens- 
mäßig vertreten, die Einflüs- 
se auf die spätere Gesetz- 
gebung haben. 
Die Aufgabe des Staates re- 
duziert sich dann weitest- 
gehend auf die Funktion der 
Genehmigungsinstanz. 

@ Die Wahrnehmung von Um- 
weltbelangen durch die Um- 


weltverwaltung und private 
Unternehmen stellt sich in 
der Regel als ein „Handeln 
hinter verschlossenen Tü- 
ren” dar. Ein deutlicher Ge- 
gensatz hierzu ist dasinden 
USA praktizierte „freedom 
of information” - act seitens 
der Behörden. Kall unter- 
strich an dieser Stelle die 
notwendige Erfordernis von 
Publizitätspflichten im Um- 
weltrecht. Als Beispielführte 
er eine Ausweitung des Ak- 
teneinsichtsrechts für Betei- 
ligte an, $ 29 Abs. 3 VwVfG. 
Daraufhin konkretisierte er 
seine Vorstellungen eines 
Umweltschutzrechts. 

@ Wesentlicher Bestandteil ist 
ein Entschädigungsfonds 
bei Belastungen der Um- 
welt. Dieser kann finanziert 
werden durch z. B. Abwas- 
serabgaben bei Wasserver- 
schmutzung oder Bußgelder 
bei Luftverschmutzungen, 
die an Gewerbeaufsichtsäm- 
ter zu entrichten sind. Die 
heute bereits bestehende Pra- 
xis in dieser Hinsicht müßte 
ausgeweitet werden. Eine 
derartige Finanzierung des 
Fonds durch Abgaben der 
Schädiger konsolidiert das 
im ‘deutschen Umweltrecht 
anerkannte Verursacherprin- 
zip. Wesentliche Vorausset- 
zung für Entschädigungen 
ist der Eintritt eines erheb- 
lichen Schadens, derjedoch 
in verschiedenen Haftungs- 
ausschlußformen Begren- 
zungen und Einschätzun- 
gen erfährt. 


Fazit: Die Einführung eines 
Umweltschadenrechts er 
scheint in derheutigen Zeitge- 
boten. Ein wesentliches Prob- 
lem stellt die prozessuale 
Durchsetzung und die Indivi- 
dualisierung der Schadenser- 
eignisse dar, da zumeist die 
Anzahl der Schädiger schwer 
feststellbar ist. Auch insbeson- 
dere bei grenzüberschreiten- 
den Umweltbelastungen wird 
dies deutlich. Das Ziel müßte 
aber ein individualbezogenes 
Umweltschutzrecht sein. 


Öffentliche 
Kontrolle 


IV. Als letzter Teilnehmer des Po- 
diums stellte Dr. Günter W. 


Stichwort: 
Selbsthilfe 


In der Bundesrepublik Deutsch- 
land arbeiten inzwischen eine 
halbe Milliön Menschen in ca. 
40.000 Selbsthilfegruppen. 

Gleichgesinnte schließen sich 
zusammen, um ihre Lebens- und 
Arbeitswelt menschenwürdiger 
zu gestalten oder um kulturelle 
Bedürfnisse zu befriedigen; Be- 
hinderte und Kranke, Benachtei- 
ligte und Diskriminierte kämpfen 
gemeinsam um ihre Rechte. 

Dieses Buch versucht eine um- 
fassende Klärung des Umfangs 
und,der gesellschaftlichen Be- 
deutung der Sozialen Selbst- 
hilfegruppen und gibt, vor allem 
aufgrund der empirischen Be- 
funde, Handlungsvorschläge 
zur weiteren Verbreitung Sozialer 
Selbsthilfe. 


Fritz Vilmar 
Brigitte Runge 


wort 
st-Eberhard Richter 


Fritz Vilmar / Brigitte Runge: 
Auf dem Weg zur 
Selbsthilfegesellschaft? 
40 000 Selbsthilfegruppen: Ge- 
samtüberblick, politische Theorie 
und Handlungsvorschläge 
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und Register 
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Fazit: Das in Österreich ent- 
wickelte Modell einer Umwelt- 
anwaltschaft sollte im deut- 
schen Umweltrecht seinen 
Platz finden und im Bund sowie 
in allen Bundesländern einge- 
führt werden. Gleichfalls erfor- 
reich des Umweltrechtes vor: derlich ist die Einführung des 
®@ In der Schweiz war die Ver- Verbandsklagerechtes in der 
bandsklage zunächst nur im BRD. 
Bereich des Naturschutzes 
zulässig. Inzwischen besteht 
ein Klagerecht für das ge- 
samte Umweltrecht. 
® In Österreich hat sich das 
Institut der klageberechtigten 
Umweltanwaltschaft ent- 
wickelt. Daneben besteht ein 
Verbandsklagerecht. Außer- 
dem wurden die Funktionen 
der Naturschutzbeiräte, die 
Mitglieder des österreichi- 
schen Parlaments sind, aus- 
geweitet und damit aufge- 
wertet. Die Öffent- 
lichkeitsarbeit dieser Bei- 
rätefindetin verstärkter Form 
alsfrüher statt. Ähnliche Vor- 
haben von Landesbeiräten 
sind in Kärnten und Tirol ge- 
plant bzw. realisiert worden. 


Zwanzig seine Überlegungen 
vor. Diese konzentrierten sich 
auf den Aspekt „öffentliche 
Kontrolle im Umweltrecht”. 
In dieser Hinsicht stellte er in 
der Schweiz und in Österreich 
bestehende Modelle im Be- 


In der anschließenden Diskus- 
sion, an der sich anwesende Rich- 
ter, Anwälte, Mitglieder von Um- 
weltverbänden beteiligten, wurde 
eine Vielzahl der angesproche- 
nen Aspekte kritisch aufgenom- 
men. Neben so weitestgehenden 
Übereinstimmungen mit den ge- 
machten Vorschlägen traten zwei 
Punkte deutlich hervor: Die noch 
in vielen Teilen der Richterschaft 
wegen zwangläufig fehlender 
Fachkenntnisse bestehenden Be- 
rührungsprobleme mit umwelt- 
rechtlichen Fallkonstellationen 
(z. B. Genehmigungsverfahren) 
sowie das „Mauerblümchen- 
dasein”, das das Umweltrecht in 
der deutschen Hochschul-Land- 
schaft leider noch führt. 


AK Umwelt und Recht 


Engagierte Juristinnen 
und Juristen gesucht! 


Jurastudenten und Doktoranden im Umweltrecht haben sich im neu 
konstituierten „Arbeitskreis Umwelt und Recht” des Landesverbandes 
Bürgerinitiativen-Umweltschutz (LBU) in Niedersachsen zusammen- 
gefunden. 


Zielvorstellungen unserer Arbeit sind: 


-Regionale Unterstützung von Bl’s in Rechtsfragen 

- Zuarbeit für die Fraktion „Die Grünen” in Hannover 

-Organisation von rechtspolitischen Veranstaltungen im Umweltbe- 
reich 

- Erstellung eines „Readers” im Umweltrecht für betroffene Bürger und 
Bl’s, um größere Transparenz für Nichtjuristen und damit bessere 
Schutzmöglichkeiten gegen umweltgefährdende Eingriffe zu errei- 
chen 


Jeder, der diese Arbeit unterstützen möchte und dazu vielleicht auch 
eigene Ideen hat, ist herzlich willkommen! 


Kontakt für Rückfragen oder weitere Informationen: 
Christian Schrader 


‚Am Goldgraben 8 
3400 Göttingen 


Hubertus Baumeister 
Prinzenstr. 16 
3400 Göttingen 


Tel.: 46950 Tel.: 56123 
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Umwelt und Recht 


-9 Thesen - 


von K. Bosselmann 


1. Das geltende Umweltrecht ist 
durch die sogen. „realistische 
Umweltpolitik” der 70er Jahre 
geprägt, die in bewußter Ab- 
grenzung zu „Ökologischen 
Moralisten” und „Biologisten” - 
Hartkopf/Bohne, Umweltpolitik 
- Grundlagen, Analysen und 
Perspektiven (1983), S.60-kei- 
nem ökonomisch-ökologischen 
Gesamtkonzept folgte, son- 
dern die punktuell-interventio- 
nistischen Handlungsinstru- 
mente staatlicher Wirt- 
schaftsaufsicht übernahm. 

2. Umweltschutz wird danach als 
staatliche Intervention gegenü- 
ber einer grundgesetzlich ga- 
rantierten individuellen Dispo- 
sitionsfreiheit (Art. 2 |, 12, 14 
GG) verstanden. Folge: Nicht 
der Umweltbegriff muß sich 
rechtfertigen, sondern die da- 
gegen eingesetzten Mittel der 
Gefahrenabwehr und Vorsorge 
(Regel-Ausnahme-Verhältnis 
zwischen ökonomischen Betä- 


tigungsfreiheit und ökologi- 
schem Schutz). 
3.Das Ungleichgewicht drückt 


sich juristisch im System der 
subjektiven Rechte aus, das 
dem (Grund-) Rechtsträger die 
Durchsetzung individueller 
Rechtspositionen - auf Eigen- 
tum, Beruf oder Gesundheit — 
erlaubt, aber jeden Eigenwert 
der Umwelt bzw. Natur igno- 
riert. 

Dies wirkt sich auf alle recht- 
lichen Abwägungsvorgänge aus 
(Genehmigungsrecht, Pla- 
nungsrecht) und führt beim 
Rechtsschutz zu einer zusätz- 
lichen Reduktion („Schutz- 
normtheorie”): Einklagbar ist 
nicht das aus dem Gesundheits- 
schutz herzuleitende Interesse 
an der Erhaltung der Umwelt, 
sondern nur der unmittelbare 
individuelle Schutz vor Gesund- 
heitsbeeinträchtigung. Die da- 
gegen erhobenen Forderun- 
gen nach Anerkennung eines 
Umweltgrundrechts, Erweite- 
rung der Verbandsklage und 
Einklagbarkeit des Vorsorge- 
Prinzips würden den Rechts- 
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schutz zweifellos verbessern, 
den Grundwiderspruch zwi- 
schen Individualrecht und Um- 
weltschutz aber nicht lösen. 


. Ein Teilaspekt für eine Lösung 


liegt darin, die vorhandenen 
kollektiven Interessenlagen im 
Umweltrecht wahrzunehmen, 
wie dies z. B. im kollektiven Ar- 
beitsrecht geschieht. Ein kol- 
lektives Umweltrecht mit kollek- 
tiven Rechtsträgern (Umwelt- 
verbände) würde die gesell- 
schaftlichen Konfliktfelder rea- 
listischer widerspiegeln als das 
bisherige realitätsverzerrende 
Individualumweltrecht. 


. Anders als im Arbeitsrecht istim 


Umweltrecht aber nicht nur die 
ökonomisch-soziale Einbindung 
des Menschen betroffen, son- 
dern zusätzlich dessen ökologi- 
sche Einbindung, d. h. das Ver- 
hältnis Mensch-Natur ins- 
gesamt. In der anthropozentri- 
schen Wertordnung desgelten- 
den Rechts kommt dieses Ver- 
hältnis ausschließlich als Sub- 
jekt-Objekt-Beziehung zum 
Ausdruck (Rechtssubjektivität 
des Menschen). Die notwendi- 
ge „Aufwertung” der Naturdurch 
Anerkennung ihres Eigenwer- 
teserfordert eine Klärung grund- 
legender philosophisch-ethi- 
scher Fragen, die bisan die Wur- 
zeln christlich-abendländisch 
geprägter Wertvorstellungen 
reichen und auch vor dem Hin- 
tergrund der Wissenschafts- 
krise (Überwindung desmecha- 
nistischen Weltbildes) diskutiert 
werden müssen. 

In der Umweltethik hat sich 
gegenüber der anthropozen- 
trisch-utilitaristischen Ethik, 
der es um eine Stärkung des 
Verantwortungsprinzips geht, 
zunehmendeine ökozentrisch 
motivierte Ethik herausgebil- 
det, die das Subjekt-Objekt- 
Verhältnis zwischen Mensch 
und Natur nicht mehr absolut, 
sondern dialektisch aufeinan- 
derbezogenbegreift(vgl.etwa 
„reziproke Durchdringung” bei 
Adorno und Bloch). Auf der 
rechtlichen Ebene ist damit die 
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Ausdehnung der Rechts- 
subjektivität auf die Natur ver- 
bunden. Für eine ökologische 
Rechtstheorie und -politik 
steht daherdie Forderungnach 
Anerkennung von Rechten für 
die Natur im Mittelpunkt. 


Die „Gleichberechtigung” von 
Mensch und Natur bedeutet in 
derjuristischen Praxis, daß der 
Mensch sich - auch - als An- 
waltundTreuhänder(Treuhand 
=Verfügung überfremde Rech- 
te) der Natur verstehen muß. 
Hieraus rechtfertigt sich die 
Forderung nach umfassender 
Verbands-, Bürger- oder Treu- 
handklage. Das einklagbare 
Kollektivrisiko schließt Verän- 
derungen in Ökosystemen (z.B. 
Wald) auch dann ein, wenn Ge- 
fährdungen für den Menschen 
noch nicht kausal nachweis- 
bar sind. Im materiellen Recht 
ist wesentlich, daß Grenzwerte 
nicht nur (quantitativ) strenger 
gefaßt werden („Sicherheitsab- 
stand), sondern auch qualitativ 
verändert werden (Ökosysteme 
als eigenständige Bezugsgrös- 
sen). Im Verfassungsrecht wirkt 
sich die Rechtssubjektivität der 
Natur als Freiheitsbegrenzung 
jeglicher Grundrechtsausübung 
aus. Ein Umweltgrundrechtmag 
wünschenswert sein, wäre al- 
lein aber nicht ausreichend (an- 
thropozentrischer Ansatz). Sinn- 
voll daher eine Ergänzung des 
Art. 2 1 GG: Jeder hat das Recht 
auf freie Entfaltung seiner Per- 
sönlichkeit, soweit er nicht ge- 
gen die Rechte anderer undder 
natürlichen Umwelt ... verstößt: 


. Ein so verstandenes ökologi- 


sches Recht würde nicht nur 
den Rahmen des bisherigen 
Umweltrechts sprengen, son- 
dern das Recht insgesamt ver- 
ändern. Recht wird dann zu ei- 
nem Ordnungssystem sowohl 
für den Menschen als auch für 
das ökologische Ganze (,Um- 
denken”. ..). 


Recht 


Berufseinstieg: 
Rechtsanwältin 


- Ein Interview* - 


Die Problematik eines jungen An- 
wältinnenbüros soll Inhalt dieses 
Interviews mit RAin Uschi W. sein. 
Sie betreibt seit einem Jahr mit 
zwei Kolleginnen eine Kanzlei in 
Berlin-Friedenau. 

Durch mein dortiges Praktikum 
wurde ich auf ein Phänomer auf- 
merksam, das ich bei meinen Be- 
rufsvorstellungen, die ich wahr- 
scheinlich nicht alleine hege, bis- 
her nicht berücksichtigt habe. 
„Über Geld spricht man(n) / frau 
nicht”, aber in der juristischen 
Praxis hat es ein entscheidendes 
Mitspracherecht. 


M: Welches finanzielle Risiko seid 
Ihr grundsätzlich bei ‚Eurer 
Kanzleieröffnung eingegan- 
gen? 

U: Aus Erfahrungswerten von an- 
deren Anwältinnen wußten wir, 
daß es ca. 1 bis 1% Jahre dau- 
ert, bis man von einem Büro 
leben kann. Wir sind dann da- 
von ausgegangen, daß jede 
ungefähr dreißigtausend 
braucht um die Praxis ein- 
zurichten und in der Zeit, in der 
man nichts verdient, leben zu 
können. Der Anteil zum Leben 
ist natürlich der größte. Für die 
Einrichtung habe ich. nur 
8.000 DM ausgegeben. Die 
ersten paar Monate hatten wir 
fastgarkeine Einnahmen, trotz- 
dem mußten die festen Kosten 
wie Telefon und Miete bezahlt 
werden. Seit sechs Monaten 
zahlen wir uns nun jeden Monat 
fünfhundert DM aus, wenn es 
gut läuft auch Tausend. 

M: Hast Du irgendwann zu Anfang 
Angst gekriegt, es nicht zu 
schaffen genügend Man- 
danten zu bekommen? 

U: Naja, ich hatte schon gehört, 
daß man die ersten Monate 
teilweise nur dasitzt und nichts 
zu tun hat; bis wir uns überlegt 
haben, wiekommen wiran Man- 
danten ran. Dusitztdarum, das 
Telefon klingelt nicht und es 
passiert nichts. 

Das ist schon sehrfrustrierend. 
Du denkst wer weiß wie es in 
einem Jahr ist, ob wir über- 
haupt jemals davon leben kön- 
nen, ob Du Deine Existenz si- 


chern kannst. Es gibt schon so 
viele Anwälte. 5 

U: Jaund dann fangen die Überle- 
gungen an, in welches Projekt 
könnten wir einsteigen, wie 
knüpft man Beziehungen usw. 
Immer Angst haben zu müs- 
sen, nicht genug zu tun zu 
haben, ist ein sehr stressiger 
Aspekt dieses Berufes. 

M: Und wie seid Ihr dann an Man- 
danten rangekommen? 

U: Wichtig ist ein großer Bekann- 
tenkreis, aus dem sich am An- 
fang hauptsächlich _ unsere 
Mandanten zusammengesetzt 
haben, weil wir alle zur Zeit an 
keinem größeren Projekt mit- 
arbeiten. 

Ich denke, es ist gut für eine 
Kanzlei, in einer bestimmten 
Szene richtig engagiert zu sein. 
Wir haben uns an allen größe- 
ren Beratungsprojekten bewor- 
ben, um uns bekannt zu ma- 
chen. Von den gesamten Frau- 
enprojekten haben wir fast 
überhaupt keine Reaktion er- 
fahren, wobei sicherlich der 
Grund ist, daß in den Projekten 
schon andere “Anwältinnen 
mitarbeiten. 

Meine beiden Kolleginnen ma- 
chen Rechtsberatung beim 
Mieterverein. Für uns war dies 
‚ein ganz wichtiger Punkt, durch 
den wir Mandanten bekommen 
haben. Natürlich steht da von 
unserer Seite gerade in Berlin 
auch ein politisches Interesse 
dahinter. 

M: Denkst Du, daß es in Berlin ein 
Vorteil ist eine Frauenkanzlei 
zu eröffnen, oder räumst Du 
vergleichbaren Männerbüros 
größere Chancen ein? 

U: Esgibt in Berlin so viele Frauen- 
büros, daß nicht unbedingt ein 
Bedarf an neuen feministi- 
schen Anwältinnen besteht. 
Wir haben bemerkt, daß viele 
Leute bei sozialen Sachen mit 
relativ niedrigem Streitwert zu 
uns kommen, doch bei größe- 
ren Fällen daglaube ich schon, 
daß sie eherzuMännerngehen, 
weil sie denen mehr zutrauen. 
Fürunsistesinsofern einfinan- 
zieller Nachteil, eine reine Frau- 
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enkanzlei zu sein, allerdings 
auch dadurch beeinflußt, daß 
wir in einer sehr bürgerlichen 
Gegend unser Büro haben. 


: Ihr habt in Eurem Büro eine 


Spezialisierung auf Themen- 
gebiete. Wie kam es dazu? 


: Wir sind zu dritt und wollen 


möglichst alle Bereiche abdek- 
ken, auch weil wir es uns nicht 
leisten können, ein Gebiet nicht 
zu machen. 

Daß wir alle drei Familien- und 
Zivilrecht machen, war klar. Je- 
de von uns hat sich dann noch 
auf zwei weitere Gebiete spe- 
zialisiert, wobei ich Arbeits- und 
Strafrecht abdecke. Ein biß- 
chen ist das auch dadurch zu- 
standegekommen, daß wir in 
den Anwaltsverein eingetreten 
sind. Dort kann man sich mit 
drei Spezialgebieten in eine 
Kartei eintragen lassen, wo- 
durch wirmehrmalsschon Man- 
danten vermittelt bekommen 
haben. 

Wie ist der Anteil der Fälle, die 
Euch wirklich interessieren und 
wieviele müßt Ihr einfach we- 
gen des Geldes nehmen? 


: Die meisten Fälle sind nicht 


gerade die Interessanten. Es 
kommt ab und zu mal vor, daß 
mich eine Sache total reizt, 
wenn es mich unheimlich auf- 
regt, was da passiert ist. 

Das sind meistens die abso- 
luten Sozialfälle, bei denen ich 
mich engagiere und es eben 
nicht wegen der finanziellen 
‚Seite ist. In der Regel habe ich 
jedoch im Laufe der Praxis be- 
merkt, daß viele Dinge finan- 
ziell motiviert sind und das hat 
eben mit Interesse wenig zu 
tun. 


: Hast Du Dich damit abgefun- 


den? 


: Naja, wir hätten natürlich alle 


lieber wirklich spannende Fälle, 
wo Du juristisch, politisch und 
vom Gefühl her engagiert sein 
könntest. Aber solche großen 
Fälle haben wir eben noch 
nicht. 


: Lehnt Ihr auch Mandate ab? 
: Ja, gleich zu Anfang mußten 


wir unserem Vermieter sagen, 
daß wir seine Hausverwaltung 
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nicht vertreten. Da wir im Mie- 
terverein sind, dürfen wir keine 
Vermieter vertreten, wollen es 
aberauch nicht. Daswareigent- 
lich die einzige Grundsatzent- 
scheidung in unserem Büro. 
Ich wollte noch die Entschei- 
dung durchfechten, Männer 
nicht in Ehescheidungen zu 
vertreten, doch meine Kolle- 
ginnen waren der Meinung, 
daß sie dies in der Allgemein- 
heit nicht sagen könnten. 

Wir vertreten natürlich nicht 
jeden. Einen Mann, beidem Du 
merkst, der willseine Frau übers 
Ohr hauen, würden wiralle drei 
ablehnen. Daß wir Vergewalti- 
ger und sexuelle Delikte nicht 
verteidigen, war selbstver- 
ständlich, darüber haben wir 
nie diskutiert. 

: Findest Du es sinnvoll, daß ein- 
ge Frauenkanzleien nur Frau- 
en vertreten? 

: Von der Geschichte her wares 
damals für die Frauen, die anfin- 
gen, sicher sinnvoll; eine große 
politische Sache, aber für uns 
ist die Frage überhaupt nicht 
mehr aktuell. 

Ich kann da nur aus meiner 
Praxis argumentieren: wir kön- 
nen uns daseinfach nicht mehr 
leisten, denn dann müßten wir 
unser Büro gleich dicht ma- 
chen. 

Außerdem hätte ich persönlich 
nicht unbedingt das Interesse, 
nur Frauen zu vertreten. 

: Welche Ansprüche hast Du an 
Dein Verhalten gegenüber den 
Mandanten, und läßt sich das 
in der Praxis umsetzen? 

: Meinldealist, ein Bürozuführen, 
bei dem die Leute nicht wo- 
chenlang auf einen Termin war- 
ten müssen, sondern anrufen 
können, wir relativ schnell er- 
reichbar sind, also „Man- 
dantennah” arbeiten. 

Ich möchte keine Hierarchie 
von Angestellten, die die Leute 
erstmal abwimmeln, sondern 
immer ein Ansprechpartner sein 
können. Trotzdem will ich ge- 
nausoviel Geld dafür nehmen, 
wie ein normaler Anwalt, nur 
einen anderen Service anbie- 
ten. 

Was für mich allerdings am 
wichtigsten und auch am attrak- 
tivsten im Beruf ist, sind die 
Mandantengespräche. Dabei 
will ich nicht nur das rein juristi- 
sche sehen, sondern auch das 
soziale Umfeld. 

Ob ich dabei Schwierigkeiten 
habe, kommt auf die Erwar- 
tungshaltung der Leute an. 


M: 


Manche wollen das Gefühl ver- 
mittelt kriegen, ich als Anwältin 
bin perfekt,und die Sicherheit, 
den Prozeß zu gewinnen. Ich 
muß Ihnen Ihre Ängste neh- 
men, denn die meisten wollen 
die RAin als eine große Mutter, 
die ihnen alles abnimmt. Ich will 
aber den Leuten ihre Verant- 
wortung nicht abnehmen, sage 
ihnen meine Zweifel, und daß 
es vielleicht doch daneben- 
geht. RAe, die klagen, nur um 
an ihr Geld zu kommen, finde 
ich einfach unverantwortlich. 
Für mich habe ich da andere 
Maßstäbe. 

Dann muß ich eben damit rech- 
nen, daß meine Autorität ange- 
zweifelt wird, und vor allem 
auch mein Wissen, und die 
Leute dann auch wegbleiben. 
Ich möchte für mich den Weg 
finden, einerseits mein Wissen 
so zu vermitteln, daß man mich 
ernst nimmt, und auf der ande- 
ren Seite meine Art, wie ich 
bin aufrechtzuerhalten. 

Wie geht Ihr damit um, von den 
Mandanten bezahlt zu werden? 


: Wir haben zu Anfang viel zuwe- 


nig Geld genommen, oder gar 
keines, weil wir uns nicht ge- 
traut haben. 

Für mich ist das ein typisches 
Problem von Frauen, die Berufs- 
anfängerinnen sind. Wir haben 
einen Anspruch auf Gebühren, 
egal ob wir gewinnen oder ver- 
lieren, und wenn der Mandant 
bezahlen muß, ist es ein ziem- 
liches Problem. Ich messe 
meine Arbeit nicht so in Geld, 
sondern habe eher das Gefühl, 
ich helfe jemandem. 

Fühlst Du Dich immer noch als 
Frau in einer Männerwelt und 
welche Probleme hast Du da- 
mit im Beruf? 


: Dieses Gefühl habe ich nicht in 


meinem Büro, weil dies mein 
eigener Bereich ist. Aber wenn 
ich in Moabit vor dem Straf- 
gericht stehe, wo das Gericht 
männlich besetzt ist, und sonst 
auch fast nur Männer anwe- 
send sind, komme ich mir nicht 
mal wie eine Frau in der Män- 
nerwelt vor, sondern wie ein 
kleines Schulmädchen, was 
noch viel schlimmer ist. 

Die Art, wie die Männer vor Ge- 
richt auftreten, liegt mir nicht, 
undwillich vielleichtauch nicht. 
Aber erstmal sehe ich nur, daß 
erwartet wird zu bluffen. Und 
dann fühle ich mich schlecht. In 
dem Moment, wo eine Frau 
Richterin ist, ist die Atmosphä- 
re anders und ich auch. 


M: Hast Du hinsichtlich Deiner 
Kanzlei noch einen feministi- 
schen Anspruch? 

U: Wenn Du unter feministisch 
verstehst, daß wirkeine Männer 
vertreten, oder hauptsächlich 
Fraueninteressen, kann ich die 
Frage nur mit Nein beant- 
worten. Andererseits vertrete 
ich bei einer Auseinanderset- 
zung zwischen Männern und 
Frauen lieber die Frau, weil ich 
dann das Gefühlhabe, ichkann 
eher dahinterstehen. 

Bei Strafverfahren, wo eine Frau 
als Zeugin auftritt, versucheich 
diese nicht so fertig zumachen, 
wobei es schon sein kann, daß 
ich deswegen meinen Man- 
danten schlecht vertrete. Män- 
ner würde ich in solchen Situa- 
tionen schärfer behandeln. 
Insofern merke ich,daß ich die- 
sen Anspruch doch habe. 
Eigentlich müßte ich es ableh- 
nen, solche Mandate zu über- 
nehmen, und da kommt dann 
wieder das Finanzielle hinzu. 
Bin ichin dieser Beziehungein- 
mal freier in meiner Entschei- 
dung, werde ich das auch tun. 

M: Vielen Dank für Deine offenen 
und informativen Auskünfte. 


* Wir danken der AL-Jura, Berlin, 
für die Überlassung des Textes 


Manfred Lukas 
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399 Da gibts die, die sich richtig durch 
die Gitter zwängen wollen. Die stöh- 
nen und jaulen. Wenn ich dann an- 
di ‚Ach, ist das schön, 
nd ich muß mir das 
Lachen so verkneifen, daß ich fast 
nichts mehr machen kann. 39 
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2 Recht 


Quotierung 


Quotenregelungen zugunsten 
von Frauen im Arbeitsrecht 


Mica Verweyen, Assessorin, Köln 


Trotz einer formal bestehenden 
Gleichberechtigung sind Frauen 
in der Politik und im Erwerbsleben 
in einem erheblichen Maße be- 
nachteiligt und unterre- 
präsentiert. Obwohl die knapp 
24 Mill. Frauen mit fast 54 % die 
Mehrheit aller Wahlberechtigten 
stellen, sitzen im Bundestag nicht 
mehr weibliche Abgeordnete als 
vor30 Jahren, nämlich knapp 10%, 
und in den Länderparlamenten 
sind es zwischen 7 und 17 %. Im 
Bereich des Erwerbslebens fin- 
den sich Benachteiligungen bei 
Neueinstellungen, beruflicher 
Weiterbildung sowie in gravieren- 
dem Maße bei Beförderungen und 
beruflichem Aufstieg. Frauen ar- 
beiten selbst bei gleicher Quali- 
fikation auf niedrigeren betriebli- 
chen Positionen; eine erworbene 
Qualifikation eröffnet ihnen nicht 
im gleichen Umfang wie Männern 
den Zugang zur Berufsarbeit. Über 
30 % Frauen sind auf Teilzeitar- 
beitsplätzen beschäftigt. In der pri- 
vaten Wirtschaft konzentrieren 
sich Frauen auf 19 Berufsgruppen, 
deren Bruttoverdienste weit unter 
dem Verdienst der Männerliegen. 
Im öffentlichen Dienst hatten Frau- 
en 1985 mit 7,8 % Anteil an Ein- 
stellungen im gehobenen Dienst, 
während 62,5 % bzw. 84,4 % im 
einfachen und mittleren Dienst 
beschäftigt sind. Die Arbeits- 
losenquote von Frauen liegt stets 
über der Arbeitsiosenquote von 
Männern. Im Ausbildungsbereich 
befanden sich im Jahre 1985 unter 
den nicht vermittelten Bewerbern 
und Bewerberinnen 61,5 % Mäd- 
chen. 

Als eindeutige Behinderung für 
Mädchen und Frauen erwiesen 
sich insbesondere dieimmernoch 
klischeehaften Vorstellungen von 
Männer- und Frauenrollen in unse- 
rer Gesellschaft und die damit ver- 
bundene Unterbewertung weibli- 
cher Arbeit. Noch immer wird viel- 


fach die Meinung vertreten, daß 
Frauen eher passiv, weniger belast- 
bar und als Vorgesetzte weniger 
geeignet seien als männliche Kol- 
legen. Auch das Privatleben einer 
‚Arbeitnehmerin wirktsich beträcht- 
lich auf ihre berufliche Entwick- 
lungsmöglichkeit aus: hat sie kein 
Kind, sowird davon ausgegangen, 
sie könne demnächst für längere 
Zeit durch Schwangerschaft aus- 
fallen. Hatsieschon Kinder, sowird 
befürchtet, daß ihre dadurch vor- 
handenen Familienaufgaben sie 
an einer verläßlichen Wahrneh- 
mung, beispielsweise einer Vor- 
gesetztentätigkeit, hindern. Männ- 
liche Kollegen werden hingegen 
kaum durch Familienaufgaben in 
ihrem beruflichen Werdegang be- 
einflußt. 


Daneben verhindern bestehende, 
durch die Arbeitsteilung bedingte, 
geschlechtshierarchische Ver- 
hältnisse ein Eindringen in die von 
Männern dominierten Berufe. 
Männer haben ein Interesse an 
der Beibehaltung ihrer beruf- 
lichen Machtposition und er- 
schweren Frauen den Zugang zu 
einem adäquaten Arbeitsplatz. 
Da auf staatlicher Ebene, außer 
der Schaffung des $ 611a BGB, 
lediglich Empfehlungen der En- 
quäte-Kommission und des 6. Ju- 
gendberichtes vorliegen und kei- 
ne gesetzlichen Maßnahmen zur 
Beseitigung von Diskriminierun- 
gen im Erwerbsleben getroffen 
werden, sind zunehmend Stim- 
men zu hören, die eine gesetzlich 
festgelegte Quotierungsregelung 
für Frauen im gesamten Erwerbs- 
arbeitsbereich fordern. Teilweise 
sind im Bereich des öffentlichen 
Dienstes (Hamburg und Bremen) 
undan Universitäten (Berlin, Ham- 
burg und Frankfurt) derartige Be- 
stimmungen in Form von Richtlini- 
en verabschiedet worden. 


Quotenregelungen knüpfen daran 
an, daß bei gleicher Qualifikation 
bzw. zureichender Qualifikation 
die Angehörigen des Ge- 
schlechts, die durch eine tatsäch- 
lich bestehende Ungleichheit be- 
nachteiligtwerden, solange zuför- 
dern und bevorzugen sind, bis ein 
angemessenes Verhältnis beider 
Geschlechter hergestellt ist - so 
abstrakt formuliert- oder konkret, 
wie es das Anti-Diskriminierungs- 
gesetz der Grünen vorsieht, daß in 
allen öffentlichen Dienststellen so- 
wie in der Privatwirtschaft im Aus- 
bildungsbereich, bei der Neuein- 
stellung und bei Beförderungen, 
Frauen solange zu bevorzugen 
sind, bis in allen Besoldungs-, Ver- 
gütungs- und Lohngruppen min- 
destens 50 % Frauen vertreten 
sind. Bei der Festlegung des Qua- 
lifikationsbegriffes wird insbeson- 
dere gefordert, daß Zeiten der Kin- 
dererziehung sowie der Teilzeit 
beschäftigung keine Berück- 
sichtigung finden dürfen. 


Bei den Quotenregelungen wer- 
den sog. Ergebnisquoten und Ent- 
scheidungsquoten’unterschieden. 
Erstere beziehen sich ausschließ- 
lich auf den Anteil der Geschlech- 
ter und verzichten auf Regelun- 
gen, wie dieser Anteilzuerreichen 
ist. Z.B. werden bestimmte festge- 
legte Stellen ausschließlich für die 
Besetzung mit Angehörigen eines 
Geschlechts reserviert, bis die 
Quote tatsächlich erreicht ist. 


Zu den Entscheidungsquoten ge- 
hören Quoten mit vorrangiger Be- 
rücksichtigung des bisher unterre- 
präsentierten Geschlechts bei 
gleicher Qualifikation. Die Stellen 
werden also geschlechtsneutral 
ausgeschrieben, Frauen aber bis 
zur Erreichung der Quote bevor- 
zugt eingestellt. Bei der Festset- 
zung von Entscheidungsquoten 
liegt es in der Hand der Perso- 
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nalchefinoderdes Personalchefs, 
ob er oder sie Frauen den Vorzug 
gibt. Ihr/ihm wird es ein leichtes 
sein, der von ihr/ihm bevorzugten 
Person die bessere Qualifikation 
zuzusprechen. Darüberhinaus 
trägt die Frau, die im Wege einer 
Entscheidungsquote eingestellt 
worden ist, das Makel auf der Stirn 
„nureine Quotenfrau” zu sein und 
nur deshalb anstelle des Mannes 
beschäftigt worden zu sein. Ergeb- 
nisquoten fordern hingegen nicht 
zur Umgehung der Vorschriften für 
die Entscheidung oder zur Diskri- 
minierung auf (vgl. Heide Pfarr, 
Mehr als nur gleicher Lohn, 
S. 89f). 


Durch die öffentliche Diskussion 
von Quotierungsregelungen zu- 
gunsten von Frauen erhoben sich 
zunehmend Stimmen, die Beden- 
ken gegen die Verfassungsmäßig- 
keit hegten. Dies erfolgte, obwohl 
andere Quotierungsregelungen 
schon seit längerem bestanden 
und praktiziert wurden! Hierbei 
handeltessich jedoch ausschließ- 
lich um Quoten zugunsten von 
Männern, die anscheinend in der 
juristischen Fachwelt mit einem 
anderen Maßstab gemessen wer- 
den als Frauenquoten. Als Bei- 
spiel für derartige Quoten seien 
genannt: 


-bei einer Bundesbahndirektion 
in Niedersachsen bestand bis 
1981 eine Verfügung im kauf- 
„männischen” Bereich, nicht 
mehr als 10 % Frauen als Bun- 
desbahnassistenzanwärterinnen 
einzustellen. Nach Aufhebung 
dieser Verfügung stieg der Anteil 
von Frauen auf über 40 % 


- eine Bewerberin für den Ausbil- 
dungsgang „Sozialversicherungs- 
angestellte” erhielt eine Absage 
mit der Begründung, daß von der 
Hauptverwaltung die Auflage er- 
teilt worden sei, in diesem Jahr 
nur Männer einzustellen. Ein glei- 
cher Fall ist aus dem Bank- 
bereich bekannt. 


-Eine Oberfinanzdirektion teilte 
mit, daß sie bei der Einladung zu 
Vorstellungsgsprächen darauf 
achte, jeweils die gleiche Anzahl 
von weiblichen und männlichen 
Bewerbern zu berücksichtigen, 
obwohl bei der Zugrundelegung 
von Schulzeugnissen überwie- 
gend Frauen berücksichtigt wer- 
den müßten. 


— im Hamburger Polizeidienst wur- 
den 1983 245 Männer und 30 
Frauen mit der Begründung ein- 
gestellt, daß ansonsten Schwi- 


erigkeiten bei Ausfallzeiten 
(Schwangerschaft) zu befürch- 
ten seien. (vgl. Pfarr/Bertels- 
mann, Gileichbehandlungsge- 
setz, S. 53) 


- 1986 forderte der liberale OLG 
Richter Wassermann auf dem 
OLG Richtertag, die Note für die 
Einstellung in das Richteramt 
auf befriedigend zu senken, da 
angesichts derbesondersguten 
Noten von Frauen zu befürchten 
sei, daß nur noch Frauen einge- 
stellt werden, wodurch die Justiz, 
angesichts der Dreifachbela- 
stung der Frauen, nicht mehr ar- 
beitsfähig bleibe. (vgl. Spiegel v. 
10.2.86, S. 50) 

Dieselben Juristen, die schwei- 

gend die genannten Män- 

nerquoten dulden, die jahrzehnte- 
lang in Betrieben und Verwaltung 
praktiziert wurden und werden, 
sind zur Stelle, wenn es um Frau- 
enförderungspläne und Quotie- 
rungen zugunsten von Frauen 
geht, um die sog. „umgekehrte 

Diskriminierung”, also die drohen- 

de Diskriminierung von Männern, 

zu geißeln und mit dem Grund- 
gesetz zu bekämpfen. 


Beispielhaft sei zunächst die Ar- 
gumentation von Hanau erwähnt 
(vgl. Hanau in Feschschriftfür Her- 
schel, 1982 S. 191ff): Für den Be- 
reich der Privatwirtschaft ist erder 
Ansicht, daß $ 611a BGB ein un- 
eingeschränktes Diskriminierungs- 
verbot ausspreche. Zulässig sei- 
en danach alle Maßnahmen, die 
die Chancengleichheit der Fraui.S. 
gleicher, sachbedingter subjekti- 
ver und objektiver Zulassungs- 
voraussetzungen realisieren wol- 
len. Darunter fallen auch die be- 
sonderen Förderungsmaßnah- 
men für Frauen in traditionellen 
Männerberufen. Eine unabding- 
bare Festlegung bestimmter Quo- 
ten für Arbeits- und Ausbildungs- 
plätze, die mit Frauen zubesetzen 
sind, gehe dagegen über die Ge- 
währleistung von Chancengleich- 
heit hinaus. Sie verschaffe ver- 
schiedene Zwangsvoraussetzun- 
gen für Männer und Frauen und 
mache das Geschlecht zu einem 
zentralen Kriterium der Personal- 
auswahl, was gerade durch $ 611a 
BGB verboten werden soll. Die 
Durchbrechung des Diskriminie- 
rungsverbotes ist seiner Meinung 
nach erst dann gerechtfertigt, wenn 
zuvor alle Möglichkeiten ausge- 
schöpft wurden, um die tatsäch- 
liche Chancengleichheit von Frau- 
enzufördern. Z.B. könne der Arbeit- 
geber das Patt, das sich bei Kon- 


kurrenz gleichqualifizierter Ar- 
beitsplatzbewerber ergibt, durch 
Hinzunahme weiterer, sachlich 
begründeter Entscheidungs- 
kriterien auflösen, wie etwa Dauer 
der Betriebszugehörigkeit oder so- 
ziale Situation. Ersieht dabeialler- 
dings auch die Gefahr mittelbarer 
Diskriminierung. (Gerade bei den 
von Hanau gewählten Kriterien ist 
eine mittelbare Diskriminierung 
vorprädestiniert, da diese Kriteri- 
en in der Regel auf Männer zutref- 
fen. Anm. der Verf'in) Hanau führt 
weiter aus, daß nicht unbedingt ei- 
ne Verpflichtungzu einerproportio- 
nalen Beschäftigung von Männern 
und Frauen bestehe. Die Arbeitge- 
berseien vielmehrzujeweilssach- 
gerechten, nicht diskriminieren- 
den Entscheidungen verpflichtet. 
Die Angehörigen eines Ge- 
schlechts dürften nicht deshalb 
bevorzugt werden, weil sie bisher 
benachteiligt worden seien. Unse- 
re Gesetze beabsichtigten nicht ei- 
ne rückwirkende Wiedergutma- 
chung, sondern eine geschlechts- 
neutrale Entscheidung in jedem 
Fall. Von Löwisch wird in seinem 
Gutachten zum 50. Deutschen Ju- 
ristentag (vgl. Gutachten f. d. 50. 
DJT s. D 68) in diesem Zusam- 
menhang noch erwähnt, daß sol- 
che Maßnahmen (Quoten) einen 
schwerwiegenden Eingriff in die 
Vertragsfreiheit der Unternehmer 
bedeuten, der von dem Gesichts- 
punkt der Verhältnismäßigkeit 
kaum gedeckt sei. 


Im Bereich des öffentlichen Dien- 
stes führt Hanau an, Art. 33 Abs. 2 
GGi.V.m. $$ 8Abs. 1 BBG,7BRRG 
verböten die Einführung von Quo- 
ten. Art. 33 Abs. 2 GG bestimmt, 
daß jeder Deutsche nach seiner 
Eignung, Befähigung und fach- 
lichen Leistung Zugang zu den öf- 
fentlichen Ämtern habe. Diese Kri- 
terien müßten daher im öffent- 
lichen Dienst Grundlage für alle 
Einstellungen und Beförderungen 
sein. Weitere Entscheidungskrite- 
rien seien erforderlich, soweit ei- 
ne gleiche Eignung vorliege. Ge- 
gen eine Berücksichtigung des 
Geschlechtsspräche jedoch Art.3 
Abs. 2 GG. Dieser Gedanke sei in 
den $$ 7 BRRG und 8 Abs. 1.8.2 
BBG verankert, die bestimmen, die 
Auslese von Beamten sei nach Eig- 
nung, Befähigung und fachlicher 
Leistung, ohne Rücksicht auf das 
Geschlecht vorzunehmen. 

Zöller ist ebenfalls in seinem Gut- 
achten zum 50. DJT der Meinung, 
daß das Gleichmaß der Rollenver- 
teilung nicht von oben zu verwirk- 
lichen, sondern einem gesell- 
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schaftlichen Prozeß zu überlas- 
sen sei, der seine Zeit brauche 
und möglicherweise nie! zur völli- 
gen Gleichheit der Rollenvertei- 
lung führen werde. 


Zu derletztgenannten Auffassung 
ist zu sagen, daß Änderungen im 
Bewußtsein und im Verhalten so- 
lange unwahrscheinlich sind, so- 
lange sie auf widerstreitende Inte- 
ressen stoßen. Solange Arbeitge- 
ber die Beschäftigung von männ- 
lichen Arbeitnehmern als kosten- 
günstiger wahrnehmen und das 
männliche Arbeitskräftepotential 
nicht ausgeschöpft ist, mag sich 
ihr politisch-moralisches Bewußt- 
sein wie auch immer ändern: Sie 
werden bevorzugt Männer ein- 
stellen und befördern, sie werden 
sich selbst als ökonomischer Ver- 
nunft folgend sehen und nicht als 
Diskriminierender. (Heide Pfarr, 
Mehr als nur gleicher Lohn, S. 87) 
Der Ruf nach stärkerer Beteili- 
gung von Frauen in Gremien und 
Positionen verhallt dann ungehört, 
wenn es darum geht, den eigenen 
Sessel zu räumen. (Pfarr, a.a.O. 
S. 88) 

Werden Quotierungsregelungen 
zugunsten von Frauen abgelehnt, 
dann bedeutet dies die Bei- 
behaltung von Männerquoten so- 
wie die Befestigung der Benach- 
teiligungen von Frauen. All jene, 
die Quotierungen zugunsten von 
Frauen als unzulässig ansehen, 
müssen unsergeltendes Recht da- 
hin interpretieren, daß es die Gleich- 
stellung von Frauen zwar nicht be- 
wirkt, aber gleichzeitig die einzig 
wirksamen Mittel, sie zu erreichen, 
verbiete. Demnach wären Grund- 
gesetz und Gleichbehandlungs- 
grundsatz Normen zugunsten von 
Quoten - allerdings von Männer- 
quoten. 


Eine derartige Interpretation ist 
aber nicht zwingend. Auch wenn 
anerkannt wird, daß die Grund- 
rechte prinzipiell keine originären 
Teilhaberechte sind, so enthalten 
sie objektive Richtlinien, die dem 
Gesetzgeber die Aufgabe geben, 
in einer bestimmten Richtung tä- 
tig zu werden. Dies bedeutet, daß 
sich die Funktion derGrundrechte 
nicht ausschließlich darin er- 
schöpft, Anwehrrechte desEinzel- 
nen gegen den Staat zu sein, viel- 
mehr ist darüber hinaus die posi- 
tive Verpflichtung des Gesetzge- 
bers zur Förderung und Unterstüt- 
zung der Grundrechtsverwirk- 
lichung anzunehmen. (Schmitt 
Glaeser, DöV 82/387; Friauf) 

Dies wird aus dem Sozialstaats- 


prinzip abgeleitet, das in ganz be- 
sonderem Maß auf positive staat- 
liche Tätigkeit bezogen ist, statt 
auf bloße EnthaltsamkeitimSinne 
einer Respektierung vorgefunde- 
ner gesellschaftlicher Strukturen 
und Verhältnisse. Es ermächtigt 
den Staat zu einer aktiven und ge- 
staltenden Tätigkeit im sozialen 
und wirtschaftlichen Bereich. Ins- 
besondere verpflichtet es den 
Staat dortaktivdurch Vor- und Für- 
sorge einzutreten, wo die Selbst- 
hilfe der Bürger und Bürgerinnen 
versagt. Das Grundrecht aus Art.3 
Abs. 2 GG besitzt ebenfalls eine 
sozialstaatliche Dimension. Es 
geht bei ihm nicht nur um die fami- 
lienrechtliche, sondern auch um 
die soziale Stellung der Frau. In 
der Entstehungsgeschichte des 
Art.3 Abs. 2 und des Art. 33 Abs. 2 
GG hat gerade der Abbau von bis- 
herigen Benachteiligungen der 
Frauen im Arbeitsrecht eine Rolle 
gespielt (vgl. Friauf, Gleichberech- 
tigung der Frau als Verfas- 
sungsauftrag, S. 28ff). Das Bun- 
desarbeitsgericht sieht den Sinn 
des Gleichberechtigungs- 
grundsatzes darin, die Frauen, die 
bisher benachteiligt waren, auf 
den Status der Männer zu heben 
(BAG NJW 54/1301). Der Staat hat 
demnach die Aufgabe durch akti- 
ve Intervention, die Gleichstellung 
zugunsten des benachteiligten 
Geschlechts durchzusetzen. Kann 
der Abbau des realen Gleich- 
berechtigungsdefizits dadurch ge- 
fördert werden, daß in die Vertei- 
lung von knappen Arbeits- und 
Ausbildungsplätzen sowie von Be- 
förderungschancen zugunsten des 
benachteiligten Geschlechts ein- 
gegriffen wird, soistdieseinedem 
Gesetzgeber, den Tarifvertrags- 
parteien und den einzelnen Ar- 
beitgebern zustehende Möglich- 
keit, zur Erfüllung des gesetz- 
lichen Auftrages, die Gleich- 
behandlung der Geschlechter her- 
zustellen. Demnach müssen Quo- 
tierungsregelungen im öffent- 
lichen Dienst solange als verfas- 
sungsgemäß angesehen werden, 
als sie den Abbau einer bestehen- 
den Ungleichbehandlung be- 
zwecken und den Aufbau einer tat- 
sächlichen Gleichstellung be- 
wirken. Diese Erwägungen wer- 
den bestätigt und ergänzt durch 
die Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts zu Art. 6 Abs. 
5 GG. Im Hinblick gerade auf die 
faktischen Entwicklungsmög- 
lichkeiten für eheliche und nicht- 
eheliche Kinder betont das Ge- 
richt: „Das starre Ziel des Verfas- 
sungsauftrages die gleichen Be- 


dingungen wiefüreheliche Kinder 
zu schaffen, läßt sich unter Um- 
ständen auf verschiedene Weise 
erreichen. Namentlich kann die 
verschiedene Ausgangslage es 
rechtfertigen oder sogar geboten 
erscheinen lassen, das unehe- 
liche Kind anders und günstiger 
zubehandelnalsdaseheliche, um 
dem Verfassungsauftrag gerecht 
zu werden” (BVerfGe 25/167/183). 
Das BVerfG erkennt also den Nach- 
holbedarf alseine rechtliche Kate- 
gorie an. 


Im Privatrecht scheint der Wort- 
lautdes $ 611a BGBeinerQuoten- 
regelung zugunsten von Frauen 
entgegenzustehen, da sie spie- 
gelverkehrt gleichzeitig eine Be- 
nachteiligung von Angehörigen 
des nichtgeförderten Geschlechts 
beinhaltet. Einesolche Auslegung 
würde aber weder der Ent- 
stehungsgeschichte des $ 611 a 
BGBnoch dessen SinnundZweck 
entsprechen. Zunächst ist zubeach- 
ten, daß Art. 2 Abs. IV der EG-Richt- 
linien 76/207, die die Veranlas- 
sungzurSchaffungdes $ 611aBGB 
gab, ausdrücklich regelt, daß das 
enthaltene Diskriminierungsver- 
bot gerade nicht Maßnahmen zur 
Förderung derChancengleichheit 
von Männern und Frauen ins- 
besondere durch Beseitigung tat- 
sächlich bestehender Un- 
gleichheiten, die Chancen von 
Frauen beeinträchtigen, entge- 
genstehen soll. Anknüpfend an die 
Richtlinie ist im Gesetzgebungs- 
verfahren von 1980 ausdrücklich 
betont worden, daß vom Diskrimi- 
nierungsverbot des $ 611a BGB 
die Zulässigkeit von Frauenförde- 
rungsmaßnahmen nicht be- 
einträchtigt werden soll. (Pfarr/ 
Bertelsmann, Gleichbehand- 
lungsgesetz S. 52) 

Wer in den Quotenregelungen im 
privaten Arbeitsrecht einen unzu- 
lässigen Eingriff der unterneh- 
merischen Vertragsfreiheit sieht, 
sollte bedenken, daß das Be- 
mühen, durch Regelungen Arbeit- 
geberan dergewissenlosen Durch- 
setzung ihrer ökonomischen In- 
teressen mit der Folge einer inhu- 
manen Arbeitswelt zu hindern, im 
Bereich des Erwerbslebens nichts 
Neues sind. Einschränkungen fin- 
den sich dort, wo das Wohl der All- 
gemeinheit bzw. Schutzbedürfti- 
ger es fordert, vgl. z.B. das Kündi- 
gungsschutzgesetz, Regelungen 
über die Beschäftigung Schwer- 
behinderter oder Jugendlicher. 
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Prostitution - 


Bürgerlicher Beruf oder rechtlich 
ungeschützter Bereich? 


Martina Krings, Referendarin, Köl 


Millionen Umsätze aus Gastrono- 
mie, Spielsalons, Sex-Kinos, Taxi- 
Betrieben, Mieten indeneinschlä- 
gigen Stadtteilen und Alkoholkon- 
sum stammen aus dem Umfeld der 
Prostitution. Sie sichert nicht nur 
in hohem Maße Arbeitsplätze, son- 
dern nützt auch dem staatlichen 
Steuer- und Bußgeldaufkommen. 


„Rund 200.000 Frauen leben nach offi- 
ziellen Angaben in der Bundesrepublik 
von der Prostitution; weitere 200.000 
dürften nach vorsichtigen Schätzun- 
gen nebenberuflich im ältesten Ge- 
werbe der Welt tätig sein." 

(Vorwärts, 10.5.86) 


Dennoch ist die Rechtsordnung 
weit davon entfernt, die Prostitu- 
tion alsbürgerlichen Beruf-sprich 
als „normales Dienstleistungsge- 
werbe” - anzuerkennen. 

Dieses Phänomen sollanhandder 
hierzu einschlägigen zivil-, straf-, 
arbeits- und finanzgerichtlichen 
Rechtsprechung im Überblick dar- 
gestellt werden. 


I. Was ist 
Prostitution und 
wem nützt sie? 


Unter Prostitution wird allgemein 
jede gewerbsmäßig betriebene, 
außereheliche Ausübung des Ge- 
schlechtsverkehrs verstanden. 
Dabei ist von besonderer Be- 
deutung, daß „das älteste Gewer- 
be der Welt” von der Rechtsord- 
nung zwar als sittlich mißbilligens- 
werte-aber erlaubte Tätigkeit ge- 
duldet wird. 


Hierzu treffend die Frankfurter Rund- 
schau am 22. November 1985: „Sie 
gehen der Prostitution nach, nicht ver- 
boten aber tabuisiert und diskrimi- 
niert.” 

„Jahrhundertelang ohne rechtlichen 
Status haben die Prostituierten kaum 
Zugang zum System der sozialen Si- 
cherung.” 


Deshalb forderten die Frauen auf dem 
1. Nationalen Prostituierten-Kongreß 
in Berlin die Anerkennung der Pro- 
stitution als Dienstleistungsgewerbe. 


Ziel der staatlichen Prostitutions- 
politik seitdem 19.Jahrhundertist 
der Ausschluß .derProstitutionaus 
der Öffentlichkeit verbunden mit 
ihrer Institutionalisierung und 
Reglementierung?). 

Mit der Ausweitung von Sperrbezirken, 
in denen der Prostitution, zumindest 
offiziell, nicht nachgegangen werden 
darf, versuchen die Stadtväter ihre 
Kommunen sauber zu halten. An- 
dererseits sind sie sich nicht zu scha- 
de, an der Prostitution mitzuverdie- 
nen.” (Vorwärts v. 10.5.86) 


Betrachten wir allein die Gruppe 
der Kunden und Zuhälter, - die 
Nachfrage ist ständig steigend -, 
so ist doch ganz offensichtlich, 
daß die Prostitution in erster Linie 
den Männern zugute kommt. 

Um so verwunderlicher ist es, daß 
die Prostitution auch heute noch 
als „Frauensache” angesehen 
wird. 


ll. Problem der 
Sittenwidrigkeit 
und seine recht 
lichen Folgen 


1. Der Vertrag zwischen der Pro- 
stituierten und ihrem Kunden: 
Der zwischen der Prostituierten 
und dem Kunden zustande- 
gekommene Vertrag über die 
entgeltliche geschlechtliche 
Hingabe verstößt nach steter 
Rechtsprechung auch heute 
noch gegen dieguten Sitten und 
ist daher nichtig?). 
Sittenwidrigim Sinne von $ 138 
BGB ist ein Rechtsgeschäft 
dann, wenn es „gegen das An- 
standsgefühl aller billig und ge- 
recht Denkenden verstößt”. 


Dank des Abstraktionsprinzi- 
pesistaberdasdingliche Rechts- 
geschäft, d. h. die Übereignung 
des Geldes an die Prostituierte, 
wirksam. Obwohl der Kunde oh- 
ne Rechtsgrund leistet (der ob- 
ligatorische Vertrag ist ja auf- 
grund der Sittenwidrigkeit nich- 
tig), wird die Prostituierte Ei- 
gentümerin des vereinbarten 
Lohnes. 

Dem Rückforderungsanspruch 
des Kunden aus $ 812BGBkann 
sie $ 817 S. 2 BGB entgegen- 
setzen?. 

Dennoch bleibt die Frage un- 
beantwortet, warum der obli- 
gatorische Vertrag zwischen der 
Prostituierten und dem Kunden 
sittenwidrig ist. 

Ist die „Sittenwidrigkeit” nicht 
ein Begriff, der dem zeitlichen 
Wandel unterliegt? Ist nicht ge- 
radedas 20. Jahrhundert ein 
Zeitalter der sexuellen Libera- 
lisierung, in dem Geschlechts- 
verkehr nicht länger ein Privileg 
im Ehegattenverhältnis ist? 

Ich kann mich dieses Eindrucks 
nicht erwehren, wenn alltäglich 
nackte Frauen auf den Titelsei- 
ten mannigfaltiger Zeitungen 
feilgeboten werden. 


Hierzu die Zeitschrift Vorwärts in der 
Ausgabe vom 10. Mai 1986: „So ist 
beispielsweise die Werbung für die 
Prostitution verboten, aber kaum ei- 
ne Zeitung weist das Inserat vonGa- 
bi, große Oberweite, Tag und Nacht 
etc. zurück”. 


Ist denn das Anstandsgefühl all 
jener Männer verletzt”), die die 
Prostitution in Anspruch neh- 
men, die hiervon leben und nicht 
allzu schlecht. 


. Folgen der Sittenwidrigkeit für 


das Strafrecht: 

Folge der Unwirksamkeit des 
obligatorischen Vertrages zwi- 
schen der Prostituierten und 
dem Kunden infolge der Sitten- 
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widrigkeit ist das heute noch 
geltende Urteil des 2. BGH-Se- 
nats aus dem Jahre 19529”: 
„Wer die Dirne um den verein- 
barten Lohn prellt, begeht kei- 
nen Betrug.” 
Eine Prostituierte hatte trotz Aus- 
führung des Geschlechtsverkehrs 
mit einem Kunden kein Entgelt für 
diese Leistung erhalten. 
Der BGH sprach den Kunden von 
dem Vorwurf des Betruges frei: 
„Dem Geschlechtsverkehr kom- 
mefür das Recht kein in Entgelt zu 
veranschlagender Wert zu.” 
Diese lapidare Begründung (so- 
weit man von einer solchen über- 
haupt sprechen darf) verwundert 
um so mehr, als der 4. BGH-Se- 
nat®) kurz zuvor entschied, „daß 
Forderungen aus unsittlichen 
oder: gesetzeswidrigen Geschäf- 
ten Zu dem durch $ 263 StGB ge- 
schützten Vermögen gehören, 
wenn der Anspruch ’einen effektiv 
wirtschaftlichen Wert darstellt.” 
Daß der Lohn für die geschlecht- 
liche Hingabe nicht nurfür die Pro- 
stituierte selbst und für alle jene 
„billig und gerecht” denkenden 
Männer und Nutznießer, sondern 
auch für alle anderen denken- 
den Wesen einen effektiv wirf- 
schaftlichen Wert darstellt, bedarf 
wohl keiner Erwähnung. 
Der BGH sieht dasanders. Erführt 
seine Ansicht völlig ad absurdum 
für den umgekehrten Fall, nämlich 
daß die Prostituierte nach Voraus- 
kasse dem Kunden den Ge- 
schlechtsverkehr verweigert. 
Hier gilt es nun, den geprellten 
Kunden über die Vorschrift des 
$ 263 StGB zu schützen. 
Die Prostituierte macht sich eines 
Betruges schuldig, wenn sie nach 
Vorauskasse durch den Kunden 
den vereinbarten Geschlechts- 
verkehr nicht ausübt”). 
Man könnte den Eindruck gewin- 
nen, daß die Rechtsprechung, die 
ja überwiegend männlich ist, sich 
hier einer feinsinnigen Doppelmo- 
ral bedient. 


3. Die Behand- 
lung der Prosti- 
tuierten in der 
arbeitsgerichtli- 
chen Rechtspre- 
chung 


Auch das Bundesarbeitsgericht?) 
-dies sei nuram Rande bemerkt- 
bediente sich der Leerformel der 
Sittenwidrigkeit, als es einen Ar- 


beitsvertrag, der die Vorführung 
des Geschlechtsverkehrs auf der 
Bühne beinhaltete, für nichtig er- 
klärte. 

Auch der Vertrag zwischen einer 
Prostituierten und dem Bordell- 
besitzer oder Zuhälter ist nichtig 
aufgrund der Sittenwidrigkeit. Ob- 
wohl abhängige Arbeit vorliegt - 
und dies ist Kennzeichen für ein 
Arbeitsverhältnis -, fehlt es nach 
dem BAG an dem Kriterium der 
Eingliederung in den Betrieb, um 
eine abhängige (und damit auch 
sozialversicherungs- und lohn- 
steuerpflichtige) Tätigkeit anneh- 
men zu können.) 

Nun ließe sich jedoch der Schutz 
der Prostituierten über das Kon- 
strukt des sog. „faktischen Arbeits- 
verhältnisses” gewährleisten. 
Rechtsfolge wäre dann, daß die 
Arbeitnehmerin wie bei einem 
wirksamen Vertrag Ansprüche auf 
Lohn, Urlaub, Fürsorge etc. hätte. 
Doch auch hier helfen die Grund- 
auffassungen der geltenden 
Rechtsordnung weiter: „Ein fakti- 
sches Arbeitsverhältnis besteht 
nicht, wenn seine Anerkennung 
mit überwiegenden öffentlichen 
Interessen oder überwiegenden 
schutzwürdigen Belangen des 
einzelnen, insbes. der Arbeitneh- 
merin, unvereinbar wäre."!0) 
Diese Rechtsprechung stößt die 
Arbeitnehmerin in den recht- und 
damit schutzlosen Bereich. 


4. Finanzgericht- 
liche Aspekte 


Schließlich hat sich auch der Bun- 
desfinanzhof sachbezogen mit 
der Prostitution auseinanderset- 
zen müssen, und zwar mit der 
Steuerpflicht der Prostituierten. 
Ihm war es jedoch nicht vergönnt, 
sich des Problems der Sittenwi- 
drigkeit des entgeltlichen außer- 
ehelichen Geschlechtsverkehrs 
anzunehmen. Dennnach $ 5Steu- 
eranpassungsgesetz (Gruppe: 
sonstige Einkünfte) ist die Sitten- 
widrigkeit eines Verhaltens steu- 
erlich irrelevant. 

Hierzu die Zeitschrift Vorwärts vom 10. 
Mai 1986: „Die Prostituierten in der 
Bundesrepublik haben eigentlich nur 
ein Recht - Steuern zu zahlen.” 

Daß die Prostituierten demnach 
steuerpflichtig sind, hat der BFH 
schon in seinem Urteil vom 
23.06.19641') klargestellt. 

(Im übrigen billigte bereitsderRFH 
1931 und 1943 die Praxis der Fi- 
nanzbehörden, die Tätigkeit der 
Prostituierten zu besteuern.!2)) 


Geht es also um wirtschaftliche 
Erwägungen, d.h. hat der Staat die 
Möglichkeit einen „Gewinn” für 
sich zu verbuchen, wird die Pro- 
stitution als Beruf - man will mei- 
nen - geschätzt. 

Daß hier ein öffentlicher Wider- 
spruch zwischen der BAG- und 
BFH-Rechtsprechung zu Tage 
tritt, ist dank unserer fortschritt- 
lichen Steuergesetzgebung (die 
Sittenwidrigkeit ist - s.o. - irrele- 
vant) rechtlich kaum nachweisbar. 


5. Erwerbsaus- 
fall einer 
Prostituierten 


Auf die Spitze treiben es die Zivil- 
gerichte, wenn es um Schadens- 
ersatzansprüche für den Erwerbs- 
ausfall einer verletzten Pro- 
stituierten geht. 

Hierzu der BGH in einer Entschei- 

dung'3): 

Die Klägerin - eine Prostituierte - 

wurde bei einem Verkehrsunfall 

derart verletzt, daß sie zeitweise 
ihrer Arbeit nicht nachgehen konn- 
te. Sie machte Schadensersatz in 

Höhe ihres Erwerbsausfalls gel- 

tend. 

Unstreitigist der Prostituierten ein 

Erwerbsschaden entstanden. 

Dennoch begründet der BGH in 

der oben genannten Entschel- 

dung, daß 

„obwohl der BFH in st. Rspr. den Er- 
werb der Prosituierten der Einkom- 
menssteuer unterwirft, 

- obwohl schon das Strafrechtsre- 
formgesetz vom 23. November 1973 
den Bereich der Prostitution noch 
weiter entpönalisiert hat, 

- obwohl der Gesetzgeber auf Ver 
boten diesem Bereich ausdrücklich 
verzichtet und 

- obwohl der Staat durch die Ein- 
richtung von Freudenhäusern selbst 
in die Organisation der Gewerbsun- 
zucht eingreift, 

die Prostitution sittlich nicht anzu- 
erkennen ist.” Dieses Unwertur- 
teil über die Prostitution sei in der 
gesellschaftlichen und verfas- 
sungsrechtlichen Wertordnung 
fundiert.'® 
Dies um so mehr, als die gewerbs- 
ähnliche geschlechtliche Hin- 
gabe in entwürdigender Weise In- 
timbereiche zur Ware mache und 
die Prostituierte ihre eigene Per- 
son dadurch entwürdige. 

Wer aber nun glaubt, der BGH ha- 

be die Schadensersatzklage der 

Prostituierten hart, konsequent 

und gerecht abgewiesen, unter- 

liegt einem Trugschluß. 

Hier gelte es zu beachten'®), „daß 
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die Beklagte rechtswidrig in die 
körperliche Integrität der Klägerin 
eingegriffen habe. 

Der Schädiger soll aber nicht auf- 
grund der Tätigkeit der Verletzten 
im anrüchigen Dirnengewerbe be- 
günstigt werden. 

Denn würde die Klage der Pro- 
stituierten abgewiesen, müßte die 
öffentliche Hand im Wege der So- 
zialhilfe einspringen.” 

Ein solches Ergebnis ginge aber 
über die sozialethische Korrektur 
des BGH hinaus: „Dies müsse an- 
stößig genannt werden.” 

Daher läßt sich der BGH zu einem 
paradoxen Kompromiß hinreißen: 
„Schadensersatz für entgange- 
nen Dirnenlohn ist nach oben 
durch die Höhe eines existenz- 
deckenden Einkommens, das 
auch in einfachen Verhältnissen 
von jedem gesunden Mensch er- 
fahrungsgemäß zu erreichen ist, 
zu begrenzen.” 

Das OLG Düsseldorf!®® über- 
nimmt diese Grundsätze und er- 
kennt einen Betrag von mtl. 1500 
DM zu, da dieses der Betrag sei, 
der in NRW für weibliche Arbeiter 
und Angestellte der unteren Lei- 
stungsstufe monatlich gezahlt 
würde. 

Angesichts dieser bedeutungs- 
schwangeren Urteile bleibt dem 
anrüchigen Prostitutionswesen 
nur noch die Resignation. 


Ill. Fazit 


Die oberen Gerichte haben es 
beim Thema Prostitution ge- 
schafft, sich in unauflösbare Wi- 
dersprüche zu verwickeln. Warum 
die männliche Gerichtswelt sich 
mit diesem Thema so schwerlich 
auseinandersetzt, darüber mögen 
wir zweifeln. 

Eines ist sicher: Prostitution ist 
keine Frauensache und darf nicht 
längerfürdie Anbieterinneninden 
rechtlich ungeschützten Bereich 
absinken. 

Es sei denn, die Prostitution wird 
abgeschafft, eine Gefahr, die sich 
dank der männlichen Nachfrage 
im Kauf des entwürdigenden Ge- 
schlechtsverkehrs und der wirt- 
schaftlichen Interessen wohl nie 
realisieren wird. 


1) Streit 1985, S. 43 (S. 46) 
2) BGH NJW 1984, S. 797; 
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661 
4) Pötz-Neuburger, Streit 1985, S. 
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14) BGHZ a.a.0,, S. 125 
15) BGHZ a.a.O,, S. 127 f. 
16)OLG Düsseldorf NJW 1984, S. 
2474 


antimilitarismus 


information 


Die antlmilitarismus Information erscheint seit 1971. Sie ist ein monatlicher Informa- 
tionsdienst für alle, die sich gegen militaristische Strukturen und für eine friedliche Ge- 
sellschaft engagieren. 


Die ami berichtet laufend über: 


® aktuelle militärpolltische Entwickli 
über KDV, Zivildienst, Bundeswehr, Militärbandnisse, Rüstungskosten, Waffentech- 
nik und Waffenhandel, Rüstung und Wirtschaft, Ideologische Militarisierung, Kriege 
und Abrüstung ... 


© neue juristische Entwicklı 
im Bereich des KDV-, Zivildienst-, Soldaten- und Aktionsrechts ... 


® Theorierssultate 
‚aus der Debatte um Militarismus/Antimilitarismus und Friedenspolitik sowie über Li- 
teratur. 


® Aktionen der Frieden: 
wie Straßenaktionen, Friedenswochen, gewaltfreie Aktionen, Seminare, Ausstellun- 
gen... 


‚Themenhefte: Drei Hefte im Jahr sind Themenhefte mit doppelter Umfang. Folgende 
Hefte sind noch erhältlich: Konventionelle Rüstung + Rüstungsexport + Friedenspoli- 
tik von unten + Kriegsdienstverweigerung: privat? oder politisch? + Die Warschauer 
Vertragsorganisation + Vom AKW zur Bombe + Daten und Fakten + Angst oder Auf- 
klärung 


Ein antimilitaristisches Handbuch 

Die ami wird so gemacht, daß man sie sammeln kann: Sie ist thematisch gemäß den 
aufgeführten Oberbegriffen gegliedert. Die einzeinen Rubriken sind auf verschiedenfar- 
bigern Papier gedruckt. Die ami kann in einem gewöhnlichen DIN-A-5-Ordner nach Far. 
ben und Rubriken getrennt abgeheftet werden. So entsteht Heft um Heft mit dem Jahr- 
‚gang ein antimilitaristisches Handbuch. 


Das Abonnement der ami kostet 32,25 DM pro Jahr (incl. Porto), ein Einzelheft 2,50 DM, 
ein Doppelheft 4,50 DM (+ Porto). Wer mindestens 10 Exemplare bestellt, bekommt 
30% Rabatt. Alle Preise incl. gesetzlicher Mehrwertsteuer. 


Kostenloses Probe-Exemplar, Themenhefte und Abonnement: 
Vertrieb ami, Deidesheimer Str. 3, D-1000 Berlin 33 (Postkarte genügt!) 


Zur aufenthaltsrechtlichen 
Situation ausländischer 


Frauen 


Die aufenthaltsrechtliche Situa- 
tion ausländischer Frauen ist ge- 
kennzeichnet durch eine Vielzahl 
gesetzlicher Regelungen. Neben 
dem Ausländergesetz spielen ei- 
ne Fülle weiterer Regelungen ei- 
ne Rolle, wie z.B. das EWG-Aufent- 
haltsgesetz, das Europäische 
Fürsorgeabkommen, das Asso- 
ziierungsabkommen mit der Tür- 
kei. Eine generelle Beschreibung 
des aufenthaltsrechtlichen Status 
von Ausländerinnen ist daher na- 
hezu unmöglich: Die Ausländerin 
gibt es nicht. Die rechtliche Beur- 
teilung richtet sich zum einen 
nach dem „Woher”, zum anderen 
nach dem „Warum”. So ist es von 
erheblicher Bedeutung, ob eine 
Frau aus einem EG-Land oder ei- 
nem Drittland kommt, ob sie als 
Arbeitnehmerin oder Studentin in 
die BRD einreist oder als Ehefrau 
zum Zwecke der Familienzusam- 
menführung einreisen durfte. 

Die umfassende Beurteilung der 
jeweiligen aufenthaltsrechtlichen 
Situation ausländischer Frauen 
würde daher den Rahmen eines 
Zeitschriftenartikels sprengen. 
Deshalb soll im folgenden speziell 
nur auf die Situation von Auslän- 
derinnen eingegangen werden, 
die zum Zwecke der Familien- 
zusammenführung in die BRD ein- 
gereist sind und die aus einem 
Drittland kommen. Aufmerksam 
auf die damit zusammenhän- 
gende Problematik wurde die Öf- 
fentlichkeit in der Vergangenheit 
durch spektakuläre Vorgänge in 
Berlin. Dort sollten türkische Ehe- 
frauen, die „als solche” in die BRD 
zu ihren Ehemännern kamen, aus- 
gewiesen werden, nachdem sie 
vor ihren gewalttätigen Männern 
im Berliner Frauenhaus Schutz 
suchten. 

Bei der Frage nach dem auf- 
enthaltsrechtlichen Status dieser 
Frauen spielen folgende Faktoren 
eine Rolle: 
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- Dauer des Aufenthaltes in der 
BRD 
-Sicherung des Lebensunter- 
haltes 
- Erwerbstätigkeit und Zugang 
zum Arbeitsmarkt 
- Kindererziehung. 
Bei der erstmaligen Beantragung 
einer Aufenthaltserlaubnis wird 
diese in aller Regel befristet er- 
teilt. Solange die Frau eine befri- 
stete Aufenthaltserlaubnis hat, 
greift zu ihren Gunsten ein Ver- 
trauensschutz nicht ein. Hat sie 
bereits eine unbefristete Auf- 
enthaltserlaubnis, so spielt die 
Frage nach der Eingliederung in 
das wirtschaftliche Leben (= Ar- 
beitseinkommen zur Bestreitung 
des Lebensunterhalts) als ein Be- 
lang der BRD ($ 2 | AusiG) eine 
übergeordnete Rolle. Solange die 
Frau in der Lage ist, ihren Lebens- 
unterhalt ohne Inanspruchnahme 
von Sozialhilfe zu bestreiten, hat 
sie keine aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen zu befürchten. Muß 
sie dagegen Sozialhilfe beziehen, 
kann dies nach $ 101Nr. 10 AusiG 
ein Ausweisungsgrund sein. Für 
NRW gilt die Regelung, daß bei 
dreijährigem Bestand der Ehe 
zwar eine Aufenthaltserlaubnis 
auch bei Scheitern der Ehe erteilt 
bzw. verlängert werden soll. Hier- 
beiistjedoch immer $ 2 1 AusiG zu 
beachten: Die Belange der Bun- 
desrepublik dürfen einem weite- 
ren Aufenthalt nicht entgegenste- 
hen. Und ein Belang der Bun- 
desrepublik ist eben das Bestrei- 
ten des Lebensunterhalts durch 
Sozialhilfebezug. Bei der Aus- 
übung des Ermessens durch die 
Ausländerbehörde ist jedoch der 
langjährige Aufenthalt in der BRD 
(Lebensmittelpunkt) zu Gunsten 
der Frau zu berücksichtigen. 
Bei der Frage nach der wirtschaft- 
lichen Unabhängigkeit vom Ehe- 
mann (unterstellt, die Unterhalts- 
zahlungen reichen nicht aus), 


kommt es somit darauf an, ob die 
Frau Erwerbseinkommen hat und 
ob sie überhaupt Zugang zum Ar- 
beitsmarkt hat. In diesem Zusam- 
menhang ist die Arbeitserlaubnis 
nach $ 19 AFG i.V.m. $1 oder $ 2 
AEVO von Bedeutung. 

Den nachgezogenen Ehefrauen 
ist für die ersten 4 Jahre nach Ein- 
reise bereits der Zugang zum 
Arbeitsmarkt verwehrt, d.h. sie er- 
halten nicht einmal die Allge- 
meine Arbeitserlaubnis nach 
& 1 AEVO (zu beachten sind hier 
wiederum Sonderregelungen, 
z.B. fürtürkische Frauen aufgrund 
des Assoziierungsabkommens). 
Erst nach Ablauf dieser Frist kön- 
nen die Ausländerinnen eine All- 
gemeine Arbeitserlaubnis nach 
$& 1 AEVO beantragen, die jedoch 
nur nach Lage und Entwicklung 
des Arbeitsmarktes erteilt wird. 
Die praktischen Auswirkungen 
dieser Regelung angesichts jah- 
relanger Massenarbeitslosigkeit 
brauchen nicht ausgeführt zu 
werden. 

Die Besondere Arbeitserlaub- 
nis nach $ 2 AEVO, die freien Zu- 
gang zum Arbeitsmarkt gewährt, 
erhalten die Frauen nur, wenn sie 
bereits 5 Jahre ununterbrochen 
erwerbstätig waren (Sonderrege- 
lungen sind auch hier wieder zu 
beachten). 

Fazit ist, daß die Möglichkeit, aus 
eigener Erwerbstätigkeit den Le- 
bensunterhalt zu bestreiten, 
äußerst gering ist. Vielfach bleibt 
tatsächlich nur der Weg zum So- 
zialamt, der die Konsequenz der 
Ausweisung gem. $ 10 | Nr. 10 
AuslG mit sich bringen kann. Zwar 
genießen Ausländerinnen, die be- 
reits 5 Jahre in der BRD leben und 
auseinem Landkommen, das Ver- 
tragspartner des Europäischen 
Fürsorgeabkommens ist (z.B. die 
Türkei, nicht aber Jugoslawien), 
den Schutz des Europäischen Für- 
sorgeabkommens, das Auswei- 
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sungen allein aus Gründen der 
Sozialbedürftigkeit verwehrt. 
Doch dieser Schutz kann leicht 
umgangen werden. Die befristete 
Aufenthaltserlaubnis wird wegen 
des Sozialhilfebezugs als einem 
entgegenstehenden Belang der 
BRD nicht mehr verlängert bzw. 
die unbefristete Aufenthaltser- 
laubnis nachträglich befristet. Mit 
Ablauf dieser Frist ist der Aufent- 
halt in der BRD illegal, Auswei- 
sungsgrund ist nicht mehr der Be- 
zug von Sozialhilfe, sondern an- 
gegeben wir ein Verstoß gegen 
$10 1 Nr. 6 AusIG. 

Bleibt den Frauen noch die Kin- 
dererziehung, um den weiteren 
Verbleib in der BRD zu erreichen. 
Soweit die Kinder hier geboren 
wurden und ihre Sozialisation in 
der BRD erfahren haben, kann 
dadurch der Verbleib der Restfa- 


milie in der BRD erforderlich 
sein. 

Unproblematisch ist dagegen der 
aufenthaltsrechtliche Status von 
ausländischen Frauen, die bereits 
eine Aufenthaltsberechtigung 
nach $ 8 AusiG haben. Die Auf- 
enthaltsberechtigung bietet den 
umfassendsten aufenthaltsrecht- 
lichen Schutz. Sie wird unbefristet 
erteilt und kann nachträglich nicht 
befristet oder entzogen werden. 
Ausweisungen sind nur unter den 
engen Voraussetzungen des $ 11 
I AusIG möglich, wozu der rele- 
vante Punkt „Sozialhilfebezug” 
nicht zählt. Leider ist jedoch die 
Zahl der so bestens abgesicher- 
ten Ausländer in der BRD äußerst 
gering (ca. 5%). 

Bleibt festzuhalten, daß eine ge- 
nerelle Aussage darüber, ob eine 
Ausländerin nach Scheitern der 


Ehe weiterhin in der BRD bleiben 
darf, nicht gemacht werden kann. 
Es kommt wieder einmal auf den 
konkreten Einzelfall an. 

Diese äußerst unbefriedigende 
Situation hatzu der Forderungge- 
führt, den nachgereisten Ehe- 
frauen ein eigenständiges Aufent- 
haltsrecht einzuräumen. Die Dis- 
kussion um die Novellierung des 
Ausländergesetzes ist jedoch zur 
Zeit verstummt und wird in dieser 
Legislaturperiode wohl keine Rol- 
le mehr spielen. Die Erwartungen, 
der Gesetzgeber werde sich we- 
nigstens der angestrebten Rege- 
lung zur Verbesserung der aufent- 
haltsrechtlichen Situation aus- 
ländischer Frauen annehmen, 
dürften sich ebenfalls nicht erfül- 
len: Ausländische Frauen haben 
(nicht nur) im Parlament keine 
Lobby. 


Schutz vergewaltigter 
Frauen im Strafprozeß 


Hannelore Weidemann, Stude 


Soll die Rechtsstellung der verge- 
waltigten Frau im Strafverfahren 
durch Ausschluß der Öffentlich- 
keit verschlechtert werden? 

Bundesjustizminister Engelhard 
hat sich an der Diskussion um die 
Stellung der Verletzten im Straf- 
prozeß durch einen Gesetzent- 
wurf beteiligt. Dieser Gesetzent- 
wurf soll besonders die Belange 
vergewaltigter Frauen im Straf- 
prozeß berücksichtigen. Dem 
wurde Rechnung getragen, indem 
nun die Nebenklage auch bei Ver- 
gewaltigung und sexuellem MißB- 
brauch möglich sein soll. Nach 
dem derzeit geltenden Recht 
kann die Frau nicht direkt bei Ver- 
gewaltigung Nebenklage erhe- 
ben, sondern muß geltend ma- 
chen, daß in der Vergewaltigung 
die Privatklagedelikte Beleidigung 
und Körperverletzung tatbestand- 
lich verwirklicht sind. Diese be- 
rechtigen dann erst zu einer Ne- 


benklage. Nebenklägerin zu sein 
bedeutet, daB frau sich eine An- 
wältin nehmen kann, die sie wäh- 
rend des Prozesses vertritt. 

Über die Anwältin kann Einsicht in 
die Akten genommen werden. Die 
Akteneinsicht ist bislang nur dann 
versagt worden, wenn dadurch vor 
Abschluß der Ermittlungen der 
Untersuchungszweck gefährdet 
ist. Nach dem Gesetzentwurf soll 
zusätzlich auch dann die Akten- 
einsicht verboten sein, wenn dies 
überwiegende schutzwürdige In- 
teressen des Angeklagten oder 
anderer Personen gebieten oder 
dadurch das Verfahren erheblich 
verzögert würde. Das volle Akten- 
einsichtrecht, sowie die Benen- 
nung von Zeuginnen/Zeugen und 
das Stellen von Beweisanträgen 
soll nach dem Reformvorschlag 
für die Nebenklagevertretung 
wegfallen und nurnoch der Vertei- 
digung des Angeklagten, dem An- 


ura), Köln 


geklagten selber und der Staats- 
anwaltschaft zustehen. 

Die Nebenklägerin kann also da- 
nach einem Zeugen, der ihre 
Glaubwürdigkeit in Frage stellt 
und auf ihr privates Sexualleben 
eingeht, nichts mehr entgegen- 
setzen. Sie wird wie eine normale 
Zeugin behandelt und ist zusätz- 
lich den Angriffen der Verteidi- 
gung ausgesetzt. Die Nebenklä- 
gerin kann lediglich Beweisanre- 
gungen geben, denen das Gericht 
aber nicht nachgehen muß. 
Weitere Einschränkungen, wie 
z.B. kein Recht auf Unterbre- 
chung der Verhandlung, um sich 
mit der Anwältin beraten zu kön- 
nen (246 Il StPO), werden damit 
begründet, daß diese Rechte zu 
einer unzumutbaren Mehrbela- 
stung der Justiz führen würden. 
Dieses Argument überzeugt in 
keinster Weise, denn der Ver- 
letzten müssen äquivalente Mög- 


2 Recht 


lichkeiten zur Verfügung stehen, 
um sich vor den Angriffen seitens 
des Angeklagten oder seines An- 
walts schützen zu können. Hier 
hat das Prinzip der Waffengleich- 
heit zu gelten, d.h. die Rechte des 
Angeklagten müssen auch die 
Rechte der Klägerin sein. 

Die Rechtsmittelbefugnis soll der 
Nebenklägerin nur zustehen, 
wenn das Hauptverfahren nicht 
eröffnet, eingestellt oder der An- 
geklagte freigesprochen wurde. 
Kommt es ihrer Meinung nach zu 
einer unrichtigen rechtlichen 
Bewertung des Falles, indem z.B. 
die Straftat als minderschwerer 
Fall eingestuft wird und/oder ihr 
ein Teil der Verantwortung an der 
Straftat zugeschoben wird, so 
kann sie sich nicht dagegen weh- 
ren. Das Urteil ist gefällt. 
Prozeßkostenhilfe und die Beiord- 
nung einer Anwältin sollen zwar 
schon im Ermittlungsverfahren er- 
teilt werden, aber nur wenn die 
schwierige Sach- und Beweislage 
die Vertretung durch eine Anwäl- 
tin nötig macht oder die Verletzte 
ihre Interessen nicht selbst ver- 
treten kann. Bisher wurde immer 
dannein Rechtsbeistandangeord- 
net, wenn der Angeklagte einen 
Verteidiger hat. Außerdem sollen 
in Zukunft dem Angeklagten bei 
einer Verurteilung nicht mehr auf 
jeden Fall die Kosten der Neben- 
klage auferlegt werden. Die Ne- 
benklägerin muß also zu allem 
Übel auch noch das Kostenrisiko 
tragen. 


Im Gesetzentwuf ist nicht vorge- 
sehen, daß eine Anwältin schon 
bei der polizellichen Vernehmung 
dabei sein kann, sondern erst bei 
der Vernehmung durch die Staats- 
anwaltschaft. Die Frau kann sich 
zwar nach einem Urteil des 
BVerfG (E38, 105ff.)eines Rechts- 
beistands bedienen, aber dies 
nur, wenn dadurch die Funktions- 
tüchtigkeit und Wirksamkeit der 
Rechtspflege nicht unverhältnis- 
mäßig beeinträchtigt wird. Diese 
Unklarheit erfordert eine gesetzli- 
che Ermächtigung zur generellen 
Hinzuziehung einer Anwältin. 
Dies hätte ein Gesetzentwurf, der 
die Stellung der Verletzten bes- 
sern will, enthalten müssen. 

Gerade aus Furcht vor diskrimi- 
nierenden Fragen der Polizei wer- 
den viele Straftaten nicht ange- 
zeigt. (Auf einer Kölner Frauende- 
monstration 1986 wurde ein Poli- 
zist mit Playboyhäschen auf dem 
Helm gesehen. Frau kann sich 
vorstellen, wie bei dieser Gei- 
steshaltung die Vernehmung aus- 


sehen wird, wenn keine Anwältin 
anwesend ist.) 

Gerade zur Beweissicherung und 
zur Aufklärung der Tat ist es nötig, 
daß eine Anwältin bei der polizei- 
lichen Vernehmung anwesend ist, 
da sie sich meistens schon vorher 
mit der Mandantin unterhalten hat 
unddeshalb am besten beurteilen 
kann, welche Beweismittel nötig 
sind. 


Ein weiterer Kritikpunkt ist, daß 
die Öffentlichkeit während der 
Hauptverhandlung auch gegen 
den Willen der Verletzten ausge- 
schlossen werden kann. Der 
Zweck soll darin bestehen, daß 
die Zeugin vor diskriminierenden 
Fragen geschützt werden soll. 
Dies ereicht man, indem man 
solche Fragen verbietet! Der 
Ausschluß der Öffentlichkeit führt 
nur dazu, daß diskriminierende 
Fragen gestellt werden können, 
ohne daß der Verteidiger, Staats- 
anwalt und Richter eine prote- 
stierende Öffentlichkeit fürchten 
müssen. Durch den Ausschluß 
wird auch nicht verhindert, daßder 
Inhalt der Fragen an die Presse 
geht, da die Verteidiger an einer 
Beurteilung des Falles durch die 
Presse im Sinne ihres Mandanten 
interessiert sind. Beim Berliner 
Gynäkologenprozeß, sind durch 
den Ausschluß der Öffentlichkeit 
noch größere Spekulationen und 
diffamierende Äußerungen über 
die Nebenklägerin in der Presse 
entstanden. 


Fragen nach dem Sexualleben 
sollen nach dem Entwuf dann ge- 
stellt werden, wenn dies unerläß- 
lich ist. Solange die Männer und 
die Rechtsprechung davon aus- 
gehen, daß ein „Nein” einer Frau 
noch lange kein „Nein” bedeutet, 
dann sind solche Fragen unerläß- 
lich. Wenn eine Frau „Nein” sagt, 
dann meint sie es auch so. Daran 
gibt es nichts zu rütteln. 


Fazit: Die Rechtsstellung der 
Frau in Vergewaltigungsprozes- 
sen muß verbessert und nicht gel- 
tendes Recht eingeschränkt wer- 
den. Fragen nach dem persön- 
lichen Lebensbereich dürfen nicht 
gestellt werden, Rechtsbeistand 
muß schon bei der polizeilichen 
Vernehmung anwesend sein 
und der Nebenklägerin müssen 
alle verfahrenstechnischen Rech- 
te wie dem Angeklagten ein- 
geräumt werden. 


Weitere Themen: 

-Sonderfahnder gegen Ausländer 
-Waffenlose Polizei? 
-Polizeigesetze Hanburg/Hessen 
-PDV 100 f. Führung & Einsatz 
-Polizeiübergriffe gegen P-Beamte 


Selbstdarstellung: 
Jura-Fraueninitiative 
Köln 


Nachdem unsere seit 1983 beste- 
hende Gruppe examensbedingt 
zusammengeschrumpft war, sind 
im Juni diesen Jahres erfreu- 
licherweise neue Frauen hinzu- 
gekommen, sodaß wir dieses Heft 
gestalten konnten. Durch eigene 
Artikel bzw. tatkräftige Unterstüt- 
zung haben insgesamt 9 Frauen 
die vorliegende Ausgabe mitge- 
staltet. 

Nach der Sommerpause werden 
wir uns wieder regelmäßig treffen, 
und neben der eigenen Weiterbil- 
dung im feministisch juristischen 
Bereich auch durch Veranstaltun- 
gen an die Öffentlichkeit treten. 
Wer bei uns mitarbeiten, oder sich 
mit uns austauschen will (wir freu- 
en uns auch über Leser/innern- 
briefe bezüglich des vorliegenden 
Heftes) kann sich wenden an: 
Martina 0221 / 7391758 


Mica 0221 / 363997 
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6. Bundestreffen 
der Rechtsreferen- 
darinnen und 
"studentinnen vom 
11.- 13.4.1986 in 
Bergisch-Gladbach 


Bei Brot, Wasser und Minustemperatu- 
ren nährten und wärmten wir uns bei 
heißen Diskussionen. Erhitzt hatte uns 
ein Artikel in der Frankfurter Rund- 
schau vom 11.4.1986, in dem OLG- 
Richter Wassermanns skandalöse 
Vorschläge verniedlicht wurden. Rich- 
terinnen - so der Autor- seien nur sel- 
ten an ihren Schreibtischen, sondern 
ständig in der Nähe der Kaffeema- 
schine zu finden. Dementsprechend 
kauften wir ein Kännchen und schrie- 
ben dem Herrn einen Leserinnenbrief, 
der inzwischen gedruckt wurde. 

Die anderen heißen Themen: 

— Antidiskriminierungsgesetz der Grü- 
nen, insbesondere Generalklausel 
und Quotierung 

— sexueller Mißbrauch von Mädchen 

- Diskriminierung von Prostituierten in 
Recht und Gesellschaft. 

Einzelne Frauengruppen hatten die 

Themen vorbereitet, die von den 35 

Teilnehmerinnen aus dem ganzen 

Bundesgebiet interessiert aufgenom- 

men wurden. 

Das nächste Treffen soll im Oktober 

1986 stattfinden. Näheres erfahrt ihr 

über den Personalrat für Referenda- 

finnen beim OLG Hamburg, Karl-Muck- 

Platz 1, 2000 Hamburg 36. 

Marlis Bredehorst/Eve Raatschen 


BGH: Kein 
Schadensersatz 
wegen eines 
„abredepflichtig” 
empfangenen 
Kindes 


Der BGH hatte im Rahmen eines An- 
waltshaftpflichtsprozesses (Schadens- 
ersatz wegen unrichtiger Rechtsbera- 
tung) über folgenden Sachverhalt zu 
entscheiden: Ein Mann und eine Frau 
lebten in einer „eheähnlichen Ge- 
meinschaft" zusammen. Die Partner 
hatten abgesprochen, daß sie keine 
Kinder wollten. Nach drei Jahren nahm 
die Frau, ohne dem Mann etwas davon 
zu sagen, die „Pille” nicht mehr, weil 
sie jetzt ein Kind wollte. Als sie nach 
einigen Monaten von dem Mann 
schwanger wurde, zerbrach die Ge- 
meinschaft. Der Mann wurde als Vater 
des Kindes, eines Jungen, zur Zahlung 
des Regelunterhalts verurteilt. Er 
nahm nunmehr seine frühere Gefähr- 
tin auf Schadensersatz wegen Ver- 
tragsverletzung in Anspruch und ver- 
langte Freispruch von der Unterhalts- 


Pflicht für das gemeinsame Kind. Der 
BGH hat eine Schadensersatzpflicht 
der Frau verneint: Die Vereinbarung 
über die Einnahme empfängnisver- 
hütender Mittel durch die Frau sei 
nicht wirksam gewesen. Zur persona- 
len Würde und zum Persön- 
lichkeitsrecht von Partnern, die mitein- 
ander Geschlechtsverkehr haben, ge- 
hört es, sich immer wieder neu und frei 
für ein Kind entscheiden zu können. 
Die Partner müssen daher in ihrer Ent- 
scheidung, ob sie empfängnisver- 
hütende Mittel gebrauchen, auch frei 
bleiben. Diese Entscheidungsfreiheit 
betrifft den engsten Kern ihrer Persön- 
lichkeit und ihrer Entfaltung in Selbst- 
bestimmung. Eine Frau kann sich da- 
her nicht wirksam im voraus zur regel- 
mäßigen Einnahme eines Empfängnis- 
verhütungsmittels rechtsverbindlich 
verpflichten. Da die Vereinbarung über 
Nachwuchsverhütung unwirksam war, 
bestand auch keine vertragliche Ver- 
pflichtung der Frau, ihrem Partner mit- 
zuteilen, daß sie die „Pille” abgesetzt 
hatte. Auch außervertragliche, delikti- 
sche Ansprüche gegen die Partnerin 
bestehen nicht. Aus einer unerlaubten 
Handlung können Haftungsfolgensich 
nur dann ergeben, wenn die Tat den 
Grundvorstellungen und Ordnungs- 
Prinzipien des Gemeinschaftslebens 
widerspricht. Der Intimbereich zweier 
volljähriger Partner, die beim freiwilli- 
gen Geschlechtsverkehr nicht nur ihr 
eigenes sexuelles Bedürfnis befriedi- 
gen, sondern das Entstehen von Le- 
ben verantworten, kann im Falle der 
Geburt eines Kindes dem Deliktsrecht 
grundsäzlich nicht geöffnet werden, 
selbst wenn einer der Partner den an- 
deren über die Anwendung von 
empfängnisverhütenden Maßnahmen 
täuscht. Diese rechtliche Wertung ist 
im vorliegenden Falle auch durch das 
Interesse des Kindes geboten (Urt. v. 
17.4.1986 - IX ZR 200/85). 


Referendardienst 
in Bayern - 
Mitgliedschaft im SHB 
verhindert Übernahme 
ins Beamtenverhältnis 
auf Widerruf 


Die bloße Mitgliedschaft im Sozialisti- 
schen Hochschulbund (SHB) genügt 
nach Ansicht des Regensburger Ver- 
waltungsgerichts, um ansonsten fach- 
lich ausreichend qualifizierten Bewer- 
bern eine Übernahme in das Beamten- 
verhältnis auf Widerruf zu verweigern. 
Eine Kammer des Gerichts lehnte mit 
dieser Begründung die Klagen von 
zwei SHB-Mitgliedern aus Regens- 
burg.ab, die sich nach der ersten juristi- 
schen Staatsprüfung vergeblich um 
die Zuweisung von Referendarstellen 
im Staatsdienst zur Fortsetzung ihrer 
Ausbildung bemüht hatten. 


Derzeit üben die Betroffenen ihren Re- 
ferendardienst im Angestelltenverhält- 
nis aus. 

Das Verwaltungsgericht zweifelte die 
Verfassungstreue der beiden Juristen 
bereits deshalb an, weil nach Angaben 
des Verfassungsschutzes der SHBan- 
geblich Bündnisse mit der DKP nahe- 
stehenden Studentenorganisationen 
eingehe. 

Die Klagen der Juristen werden nun in 
die nächsten Instanzen gehen. Es ist 
damit zu rechnen, daß das Urteil des 
VG Regensburg letztlich aufgehoben 
werden wird, da bisher noch keine Ab- 
lehnung eines SHB-Mitgliedes als Be- 
amter einer gerightlichen Prüfung hat 
standhalten können. 

Gleichwohl verfehlt diese Praxis baye- 
rischer Behörden ihre Wirkung nicht: 
Allein dem Aufwand, der von den Be- 
troffenen zur Durchsetzung ihrer 
Rechte betrieben werden muß, kommt 
schon eine abschreckende, „general- 
präventive" Wirkung zu. Diese zu er- 
reichen, dürfte der Sinn des behördli- 
chen Vorgehens in Bayern sein. 


Der BGH zur 
Strafbarkeit von 
Sitzblockaden 


Seit dem sog. „Laepple-Urteil” des 
BGH aus dem Jahre 1969 galt es als 
unverrückbares Dogma in der Recht- 
sprechung: Sitzblockaden sind „Ge- 
walt” im Sinne des $ 240 StGB (Nöti- 
gung); ihre Anwendung ist „indiziellfür 
die Verwerflichkeit" und damit für die 
Rechtswidrigkeit des Handelns. Einer 
Strafbarbeit nach $ 240 StGB stand 
damit nichts im Wege. Diese politisch 
wie juristisch höchst umstrittene Ent- 
scheidung, ergangen in den Hochzei- 
ten der APO-Bewegung, hat nun sei- 
tens des BGH eine Relativierung im 
Sinne einer „flexibleren Handhabung” 
der Voraussetzungen des Rechtswi- 
drigkeitserfordernisses erfahren. Nur 
am Rande vermerkt sei, daß dieser 
Sinneswandel eintrat, als die Flut der 
Strafverfahren wegen Sitzblockaden 
unübersehbar wurde und zudem die 
Untergerichte (bis hin zu Oberlandes- 
gerichten) zunehmend gegen die bis- 
herige BGH-Rechtsprechung oppo- 
nierten (vgl. hierzu auch das sehr in- 
struktive Urteil des AG Ulm, abge- 
druckt in: FORUM RECHT 1985 (Heft 
2),S.3 ff). 

Dernunergangene Beschlußsteht un- 
ter dem Leitsatz: 

Der Umstand, daß Demonstanten 
die von ihnen verursachte Verkehrs- 
behinderung von vornherein be- 
zweckten, ist nicht stets eine hinrei- 
chende Bedingung für das Verwerf- 
lichkeitsurteil i.S. von $ 240 StGB. 
BGH, Beschl. v. 24.4.1986 - 2 StR 565/ 
85 (Ergangen auf Vorlagebeschl. des 
OLG Köln, NStZ 1986, 30) 

In der Begründung geht der BGH zu- 
nächst davon aus, daß es sich bei den 
Sitzblockaden um Gewalt handelt, de- 


nächte 
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ren Anwendung die Verwerflichkeit 
grundsätzlich indiziere. Aber: „Die Viel- 
falt ihrer Formen und die Unterschiede 
in der Intensität ihrer Wirkungen spre- 
chen gegen eine pauschale Gewich- 
tung.” Es hat daher eine Abwägung der 
aufdem Spiele stehenden Rechte, Gü- 
terund Interessen nachihrem Gewicht 
„in dersie betreffenden Situation” statt- 
zufinden: „Infolgedessen ist es aus- 
geschlossen, in dem Sachverhaltsmo- 
ment.der beabsichtigten Verkehrsbe- 
hinderung eine stets hinreichende Be- 
dingung für dieses Urteil (das Verwerf- 
lichkeitsurteil, Anm. d.Verf.) zu sehen. 
Die rechtliche Bedeutung auch dieses 
Moments hängt von Umfang und In- 
tensität der Zwangswirkungen ab, die 
von ihm ausgehen, sowie von allen an- 
deren Gesichtspunkten (Tatumstän- 
den, Rechten und Interessen), die im 
Einzelfallfür die Mittel-Zweck-Relation 
und ihre Bewertung wesentlich sind. 
Durch BGHSt 23,46 (das o.g. „Laepple- 
Urteil", Anm. d. Verf.) wird das Ergebnis 
dieser Abwägung nicht präjudiziert.” 
Damit ermöglicht der BGH den Unter- 
gerichten eine flexiblere Reaktions- 
weise bei der Strafbarkeitsbeurteilung 
von Sitzblockaden. Wie sich dies prak- 
tisch auswirken wird, bleibt abzuwar- 
ten. Festzuhalten ist jedoch das inter- 
essante Phänomen, daß offensichtlich 
erst die massenhafte Durchführung 
von Sitzblockaden im Zuge der Frie- 
densbewegung.den Bundegerichtshof 
zu einer- zumindest partiellen- Rück- 
nahme seiner extensiven Rechtspre- 
chung im Rahmen des $ 240StGBver- 
anlaßt hat. 


(Anm.: Die Verfassungsbeschwerde 
gegen den $ 240 StGB ist zum Zeit- 
punkt des Redaktionsschlusses die- 
ses Heftes noch nicht entschieden. 
Nach der o.g. BGH-Entscheidung ist 
jedoch der Legitimationsdruck vom 
BVerfG genommen, so daß insoweit 
wohl keine wesentlichen Änderungen 
zu erwarten sind.) 


Strafvollzug: 
Psychopharmaka 
in der 
Gefangenen- 
Verpflegung? 


In baden-württembergischen Gefäng- 
nissen werden Häftlinge gegen ihren 
Willen mit Psychopharmaka ruhigge- 
stellt. Diesen Verdacht haben die Grü- 
nen im Stuttgarter Landtag geäußert. 
Der Abgeordnete Thilo Weichert be- 
richtete über zwei Fälle in der Voll- 
zugsanstalt Bruchsal. Das Beruhi- 
gungsmittel Haloperidol war einmal 
Milch, in dem anderen Fall reisbrei bei- 
gemengt worden, ohne daß-so die Er- 
kenntnisse der Grünen - die Gefange- 
nen davon wußten. Gemeinsam mitder 
Karlsruher Anwältin Aune Riehle wies 
Weichert darauf hin, daß diese Praxis 
klargegen Bestimmungen im Strafvoll- 
zugsgesetz verstoße. Nach dem Ge- 


setz dürften den Häftlingen nur dann 
zwangsweise Psychopharmaka verab- 
reicht werden, wenn für sie oder an- 
dere Personen Lebens- oder Gesund- 
heitsgefahr bestünden, sagte Frau 
Riehle. In beiden Fällen ist Strafanzei- 
ge erstattet worden. Die Milch war 
Weichert im November des vergan- 
genen Jahres von einem jugoslawi- 
schen Häftling übergeben worden. Die 
Staatsanwaltschaft Karlsruhe übergab 
die Probe dem gerichtsmedizinischen 
Institut in Heidelberg. Der Befund war 
negativ. Auf Initiative Weicherts wurde 
die Milch dann vom gerichtsmedizini- 
schen Institut in Basel untersucht, mit 
positivem Befund. Daraufhin, so be- 
richtete Weichert, habe das Heidelber- 
ger Institut die Probe noch einmal un- 
tersucht und schließlich auch Halo- 
peridol festgestellt. 

In einem parlamentarischen Antrag 
wollen die Grünen jetzt von der Lan- 
desregierung wissen, ob es rechtlich 
zulässig sei, daß Häftlingen ohne de- 
ren Zustimmung oder gargegen deren 
Widerstand Beruhigungsmittel verab- 
reicht werden. Die Fraktion verlangt 
weiter, daß die Anstaltsärzte ein ge- 
sondertes Verzeichnis über ihre Dia- 
gnose und die angewendeten Psycho- 
Pharmaka führen. Außerdem soll eine 
solche Behandlung nur von einem Arzt 
durchgeführt werden, den der Häftling 
frei wählen kann. 


DAS LETZTE: 


on schoise, sad wine descmus“ 


Ihr Sohn 


soll eınes TagesihrLobenewerk- 


tür Unternehmer-Söhne und 
künftigen Führungsnachwuchs 
Inegnertes WOHNSTUDENTAT 
tab 17 Jahre) und KADETTEN- 


Begrenzte Aufnahmekapartät 
Bishenge schulische Zensuren 
nieht entscheidand. For- 
dern Se dre auslührhiche DOKU- 
MENTATIONS-MAPPE mi Eig- 


nungsiest an. Schutzgebuhr DM 
85.- (V-Scheck) mit geuthchen 


Aus dem „Handelsblatt”. 


FORUM RECHT 
Projekt: 


1.Bundesweites Treffen rechtspoliti- 
scher Arbeitskreise und Fachschafts- 
gruppen am 4./5. Juli, Bielefeld 


16 Teilnehmer/innen aus 7 Städten 
fanden sich am ersten Juli-Wochen- 
ende zum Jura-lnitiativen-Treffen in 
Bielefeld ein. Der Fachschaft Jura, Bie- 
lefeld, gelang es - kongreßerprobt - 
auch diesmal, den notwendigen orga- 
nisatorischen Rahmen (incl. Fete) für 
das Treffen anzubieten. 
Inhaltlich hattemanssich3 Themen vor- 
: 1. Vernetzung fortschritt- 
iativen auf Bundesebe- 
ne, 2. Zeitungsprojekt FORUM RECHT, 
3. Sicherheitsgesetze. 
Zur Frage einer verbesserten Vernet- 
zung der Initiativen kam man/frau 
überein, einen intensiveren Austausch 
über den bisher schon erscheinenden 
HOCHSCHULRUNDBRIEF vorzuneh- 
men. 
Zudem wird künftig einmal im Jahr ein 
bundesweites Treffen abgehalten (das 
nächste im März 1987 in Bochum). In- 
tensiviert werden soll zu dem die Ver- 
bindung zwischen den bestehenden 
Initiativen in einer Region bzw. in be- 
nachbarten Bundesländern. Sowirdes 
im Herbst Treffen in Nord- und Süd- 
deutschland geben. Interessenten 
wenden sich bitte an Bielefeld (Nord- 
kontakte) oder Freiburg (Südkontak- 
te). 
Zum 


Zeitungsprojekt FORUM 


RECHT wurde zunächst noch einmal 
auf die Notwendigkeit eines verstärk- 
ten Abonnenten-Aufkommens hinge- 
wiesen, da ein fester Bezieherstamm 
für die Zeitschrift lebensnotwendig ist. 
Begrüßt wurde ferner der Vorschlag, 
künftig ein oder zwei Seiten zu reser- 
vieren für Kurzmeldungen aus den 
einzelnen Fachschaften bzw. Univer- 
sitäten. (Wir warten auf die Berichts- 
Flut, die Red.) Besonderer Wert soll 
fernerauch auf Aspekte der Praxis, Be- 
troffenenberichte sowie auf die früh- 
zeitige Dokumentation von Gesetzes- 
vorhaben gelegt werden. 

Die Sicherheitsgesetze, z.Zt. von der 
Bundesregierung zurückgehalten, 
gleichwohl in bedrohlicher Nähe, wa- 
ren Gegenstand einer mehrstündigen 
Diskussion derangereisten Initiativler/ 
innen. Eine einheitliche Einschätzung 
war nur schwerlich möglich, zu schnell 
verwickelte man sich in eine allge- 
meine Staatsdiskussion. Trotz der z.T. 
unterschiedlichen Ansätze war man 
sich in der Ablehnung der Sicherheits- 
gesetze einig. Es wurde empfohlen, 
daß an möglichst vielen Universitäten 
von den Fachschaften in Zusamme- 
narbeit mit anderen Juristenorga- 
nisationen (RAV, ötv-Fachgruppe etc.) 
im Herbst Veranstaltungen zuden The- 
men „Sicherheitsgesetze”, „Innere Si- 
cherheit” und „Volkszählung” organi- 
siert werden. In diesem Zusam- 
menhang sei noch einmal auf das An- 
gebot der ötv-Richter und Staatsan- 
wälte hingewiesen, Referenten fürVer- 
anstaltungsreihen zur Verfügung zu 
stellen. Kontakt: Dr. Helmut Kramer, 
Herrenbreite 18A, 3340 Wolfenbüttel. 


Rezensionen 


Wolfgang 

van den Daele 
Mensch nach 
Maß 


Ethische Probleme 
der Genmanipulation 
und Gentherapie 
München 1985, 

286 S. 19,80 DM 


Hinter dem einfallslosen Ti- 
telbild, Schattenriß eines 
Mannes vor einem Raster, 
verbirgt sich eine ausführ- 
liche Auseinandersetzung 
mit den durch den medizini- 
schen und gentechnischen 
Fortschritt möglich gewor- 
denen Verfahren, in die na- 
türliche Fortpflanzung des 
Menschen einzugreifen 
oder die genetische Aus- 
stattung eines Menschen 
zu ermitteln oder zu verän- 


dern. 

Das Buch dürfte für denjeni- 
gen interessant sein, der 
sich fundierter an der aktu- 
ellen Diskussion über die 
Zulässigkeit und Regelung 
solcher Verfahren beteili- 
genwill, aberauch fürdenje- 
nigen, dem die bloße Beru- 
fung auf den Schutz der 
Menschenwürde oder die 
Forschungsfreiheit für oder 
gegen diese Methoden zu 
vage ist. 

Van den Daele ist promo- 
vierter Jurist und Mitar- 
beiter im Bereich Wissen- 
schaftsforschung an der 
Universität Bielefeld; als Mit- 
glied der Enquetekommis- 
sion des Bundestages 
„Chancen und Risiken der 
Gentechnologie” ist er Ken- 
ner der Materie. 

Er versucht in seinem Buch 
darzustellen, inwieweit die 
neuen Methoden der Fort- 
pflanzungstechnologie und 
der Genetik rechtlich und 
ethisch zulässig sind, ob es 
für ihre Anwendung morali- 
sche Grenzen gibt, wem die 
Entscheidung über ihre An- 
wendung zufallen und nach 
welchen Kriterien entschie- 
den werden soll. Die Beant- 
wortung dieser Fragen will 
Van den Daele aus zu ähn- 
lichen Problemkreisen ge- 
troffenen gesellschaftlichen 
Wertentscheidungen ablei- 
ten, er greift dazu meist auf 
die bisherige Recht- 
sprechung zurück. Ersatz- 
mutterschaft, die Übernah- 
me der Schwangerschaft für 
die Mutter durch eine ande- 
re Frau, vergleicht erz.B.mit 
Blut- oder Organspenden. 
Da schon die entgeltliche 
Organspende von der Ge- 


sellschaft bisher abgelehnt 
wurde, kann für ihn die ent- 
geltliche Ersatzmutter- 
schaft, die einen viel inten- 
siveren Eingriff in den Kör- 
per darstellt, erst recht nicht 
zulässig sein, es sei denn, 
sie ist unentgeltlich. 
Ansatzweise macht Vanden 
Daele auch Vorschläge, wie 
eine rechtliche Regelung 
der einzelnen Problemfälle 
aussehen könnte, fürdie un- 
entgeltliche Ersatzmutter- 
schaft lehnt er z.B. eine ge- 
setzliche Regelung aus- 
drücklich ab, da diese da- 
durch nur aufgewertet wür- 
de. 


„Mensch nach Maß” erfaßt 
neben den verschiedenen 
Formen künstlicher Befruch- 
tung und Ersatzmutter- 
schaft und der damit zusam- 
menhängenden Gefrierkon- 
servierung von Embryos 
auch die Frage, ob und wie- 
weit an Embroys geforscht 
werden darf. Im zweiten Ka- 
pitel werden moralische 
Fragen untersucht, die bei 
der Durchführung von gene- 
tischen Tests an Eltern oder 
Ungeborenen und bei der 
genetischen Untersuchung 
von Arbeitnehmern auf- 
tauchen. Im3. und 4. Kapitel 
setzt sich van den Daele mit 
Methoden zur Verhinde- 
rung genetisch bedingter 
Krankheiten, sei es durch 
Zwanggssterilisation, selekti- 
ver Abtreibung nach Gen- 
test oder Therapie „kran- 
ker’ Gene auseinander. Ab- 
schließend weist er auf die 
Gefahr der Aushöhlung des 
Werts der Natürlichkeit des 
Menschen durch die neuen 
Techniken hin. Diese wer- 
den mit dem Zweck einge- 
führt, Krankheiten zu besei- 
tigen, führen aber dazu, daß 
der menschliche Körper im- 
mer verfügbarer wird. 

Die Auseinandersetzungmit 
der Fortpflanzungs- und 
Gentechnologie beim Men- 
schen ist deswegen oft 
schwierig, weil die neuen 
Methoden sehr vielfältig an- 
wendbar sind. Gleichzeitig 
sind die Auswirkungen oft- 
mals nicht vorherzusehen. 
Van den Daele arbeitet sehr 
differenziert für jedes Ver- 
fahren mögliche Folgen her- 
aus und führt die wesentli- 
chen in der bisherigen Dis- 
kussion gebrachten Argu- 
mente an. Auch wenn man 
den Schlußfolgerungen Van 
den Daeles nicht immer fol- 
gen mag, so macht bereits 
allein die Fülle der detail- 
lierten Sachinformationen 
dieses Buch lesenswert. 


Georg Freytag 


Ernst-Wolfgang 
Böckenförde 
(Hrsg.) 
Staatsrecht und 
Staatsrechts- 
lehre im 

Dritten Reich 
Heidelberg 1985, 
262 Seiten, 24,- DM 


Welcher Student würde 
wohl nicht gerne seine Se- 
minararbeit auch einmal ver- 
öffentlicht sehen, um sie so 
einem größeren, vielleicht 
auch nicht-juristischen Pu- 
blikum zugänglich zu ma- 
chen? Daß sich dies in die 
Tat umsetzen läßt, beweist 
das vorliegende Buch. E.-W. 
Böckenförde, Professor an 
der Universität Freiburg und 
z.Zt. Richter am BVerfG, er- 
möglichte es seinen Semi- 
narteilnehmern, ihre Refe- 
ratezum Thema Nationalso- 
zialismus in einem Sammel- 
band zu veröffentlichen. Si- 
cherlich war dabei auch das 
Thema „NS-Staat und Ju- 
stiz” ausschlaggebend, wo- 
rüberesauch 40 Jahrenach 
dem Zusammenbruch des 
Dritten Reiches nursporadi- 
sche Veröffentlichungen in 
der einschlägigen juristi- 
schen Literatur gibt. 

Die Textsammlungist in drei 
übergreifende Abschnitte 
gegliedert. Das erste Kapi- 
tel befaßt sich inhaltlich mit 
der Situation unmittelbar 
nach der Machtergreifung 
am 30. Januar 1933. Be- 
schrieben wird die Ablö- 
sung der Demokratie durch 
die NS-Diktatur, wie sie sich 
aus der Sicht verschiedener 
Staatsrechtier gestaltete, 
von denen die meisten, wie 
etwa Forsthoff oder Carl 
‚Schmitt, entschiedene Geg- 
ner der Weimarer Republik 
waren. Geschickte juristi- 
sche Begründungen und 
neue methodische Positio- 
nen der Staatsrechtslehre 
lassen bei der herrschen- 
den Meinung die Unter- 
scheidung von Macht und 
Recht, Legalität und Legiti- 
mität im Interesse der neu- 
en Machthaber verwischen. 
Obwohl die neu bezogenen 
Positionen zunächst unge- 
wöhnlich in ihren Inhalten 
erscheinen, so bedienten 
sie sich doch der herkömm- 
lichen juristischen Metho- 
den der Auslegung, die je- 
der Jurist noch heute an- 
wendet. Damals hatten sie 
jedoch die Funktion, etwa 
einen Positivismus bar aller 
Werte, dementsprechend 


offen für alle Inhalte, oder 
der Gründung einer allge- 
meinen Rechtsidee auf dem 
Lebensgesetz der Gemein- 
schaft des völkischen 
Staats, wie Karl Larenz es 
formulierte, zu formulieren. 
Ein Referent beschäftigt 
sich ausführlich mit der Wir- 
kung dieser neuen Lehre 
auf die Universitäten, ver- 
stärkt durch das „Gesetz 
über die Wiederherstellung 
des Berufsbeamtentums”, 
um jüdische und andere po- 
litisch unliebsame Profes- 
soren schon 1933 zu ent- 
fernen. 

Im zweiten Kapitel, beste- 
hend aus vier Referaten, 
wird die Veränderung inden 
staatsrechtlichen Grundbe- 
griffen dargestellt. Gekenn- 
zeichnet wurde diese Ent- 
wicklung besonders durch 
die Kampfansage gegen 
das freie, gleiche, selbstbe- 
stimmte Individuum zugun- 
sten des Rechts des Staa- 
tes als Lebensordnung der 
Volksgemeinschaft. Führer- 
gewalt statt Gewaltentei- 
lung, der Absolutheitsan- 
spruch der NSDAP und die 
Fusion von Führermythos 
und Recht dem gegenüber 
sich die Bedeutung und 
Rechtstellung des Einzel- 
nen als Bestandteil eines 
völkischen Gemeinschafts- 
geists zu unterwerfen hatte. 
Einhergehend werden 
Schwachpunkte der Wei- 
marer Verfassung betrach- 
tet, die - wie etwa das Feh- 
len einer „Wesensgehalts- 
sperre” - den Einbruch der 
nationalsozialistischen 
Weltanschauung erleichter- 
ten. 

Das dritte Kapitel trägt die 
Überschrift „Staatsrecht- 
liche Probleme im ent- 
falteten NS-Staat”. Rechts- 
stellung der NSDAP und ih- 
re Gliederung in HJ, SA, SS 
werden analysiert, ebenso 
wie die Neudefinition von 
Begriff und Aufgabe der Po- 
lizei, wobei die General- 
klauseln des liberalen deut- 
schen PolizeirechtsderWei- 
marer Republik zu Einbruch- 
stellen der NS-Ideologie 
wurden. Eswird einezusam- 
menhängende Entwick- 
lungslinie bei der Entste- 
hung der politischen Polizei 
schon wenige Jahre nach 
dem 1. Weltkrieg und der 
Enbiehuns der GeStaPo 
hergestellt. Ein Referent 
geht schließlich auf die 
Rechtsstellung der Juden 
ein, angefangen bei den er- 
sten antijüdischen Geset- 
zen von 1933 bis hin zur to- 
talen Enteignung und den 


Bäche 


Deportationen im Jahre 
1941. 
Der letzte Aufsatz befaßt 
sich,mit der Bedeutung von 
Privateigentum, Eigentums- 
bildung und der jederzeiti- 
gen Möglichkeit eines Ent- 
zugs als Frage der politi- 
schen Notwendigkeit. 
Jedes Referat hat seinen 
eigenen thematischen Stel- 
lenwert, gemeinsam ist je- 
doch die Beschreibung der 
Erfassung jeglicher Le- 
bensbereiche durch die fa- 
schistische Ideologie. Trotz, 
oder vielmehr gerade we- 
gen der jeweils nur 10-15 
Seiten langen Aufsätze wird 
eine ungeheure Fülle an 
kompakter Information ge- 
boten. Sie bieten vielerlei 
‚Anreize für alle weiter Inter- 
essierten zur vertieften Be- 
schäftigung mit der Thema- 
tik. 7, 
W.-D. Frontalski 


Thomas Meyer u.a. 


(Hg) 
Lexikon des 


Sozialismus 
Köln 1986, 780 S., 
112,-DM 


Das vorliegende Werkbildet 
ein Novum für die Bun- 
desrepublik: Unter Mitarbeit 
von über 200 Wissenschaft- 
lern des In- und Auslandes 
wurde ein „Lexikon des So- 
zialismus” erarbeitet. In 
mehr als 650 Stichwörtern 
werden die wichtigsten Be- 
griffe, Personen, Orga- 
nisationen, Theorien undEr- 
eignisse des internationa- 
len Sozialismus dargestellt. 
Die Einzelbeiträge reichen 
von kurzen Begriffserklä- 
rungen bis zu ausführlichen 
Darstellungen eines The- 
menkomplexes. Nach ihrem 
eigenen Bekunden gingen 
die Herausgeber „bei der 
Auswahl der Stichwörter 
von dem weitest möglichen 
Verständnis des Wortes So- 
zialismus (.) aus. Das 
schließt Kommunismus und 
Anarchismus ebenso ein 
wie Grundsatzfragen der 
sozialistischen Theorien”. 
Wie „vollständig” die Zusam- 
menstellung ist, läßt sich na- 
türlich nur schwerlich be- 
messen. Gleichwohl finden 
sich Lücken, die in Anbe- 
tracht des Vollstän- 
digkeitsanspruchs der Her- 
ausgeber Erstaunen hervor- 
rufen: So fehlen Biogra- 
phien zu den Frühsoziali- 
sten Saint-Simon, Fourier 


und Owen ebenso wie zu 
den nicht unbedeutenden 
Anarchisten Bakunin und 
Kropotkin. Auch verschie- 
dene Sachgebiete finden 
keine oder nur eine ihrer 
Bedeutung nicht angemes- 
sene Behandlung. 
Trotz dieser Schwächen ist 
das Lexikon von hohem In- 
formations- und Gebrauchs- 
wert. Der Benutzer findet 
sich leicht und schnell zu- 
recht. Die zahlreichen Quer- 
verweise ermöglichen es, 
tief in die Materie einzudrin- 
gen. 
Das Lexikon wendet ssichan 
alle politisch Interessierten, 
Gewerkschafter, Historiker, 
Sozialwissenschaftler und 
Journalisten; auch für Juri- 
sten bietet es viel Interes- 
santes. Vom Preis her sind 
112,- DM sicherlich nicht 
wenig. Gleichwohl sollte 
man beachten, daß derarti- 
ge Nachschlagewerke in 
der Regel sonst nicht unter 
200,- DM angeboten wer- 
den, so daß sich hier die 
Preisgestaltungals überaus 
fair darstellt. 
Insgesamt läßt sich feststel- 
len, daß ein Werk vorgelegt 
wurde, welches in keiner 
wissenschaftlichen Biblio- 
thek fehlen sollte. 

RT. 


Margarete 
Fabricius-Brand 


(Hrsg) 
Einblick in den 
Berufsalltag 
Campus-Verlag, 1986 
29,80 DM 


15 Anwälte und Anwältin- 
nen berichten aus ihrem be- 
ruflichen Alltag. Erstmalig 
wird aus der Anwaltsper- 
spektive dargestellt, welche 
- unterschiedlichen — Auf- 
fassungen über Arbeits- 
weise und -gegenstand be- 
stehen. Die Autorinnen und 
Autoren machen ihre Arbeit 
öffentlich, wobei die private 
Sphäre der Mandantschaft 
geschützt bleibt. Sie äußern 
sich zu den Themen: Straf- 
täter, Opfer und ihr Rechts- 
beistand; Anwalt im Arbeits- 
recht; Scheidungsanwältin; 
kleiner und großer Konkurs; 
Behinderte als Mandanten; 
Anwälte contra Verwaltung; 
politischer Anwalt. 

Das Buch ist nicht nur für 
praktizierende Anwälte und 
Anwältinnen geschrieben, 
sondern auch für Juristin- 
nen und Juristen in der Aus- 
bildung. Sie können sehen, 


welche Fähigkeiten und 
Handlungskompetenzen 
neben dem juristischen Wis- 
sen berufsrelevant sind und 
welche Arbeitsmög- 
lichkeiten organisatori- 
scher und inhaltlicher Art 
es gibt. 


Gerhard 
Hartstrang 
Der deutsche 


Rechtsanwalt, 
Rechtsstellung und 
Funktion in Vergan- 
genheit und Gegen- 
wart 

Heidelberg 1986, 
260 S., 28,- DM 


Auch Gerhard Hartstrang 
wendet sich-allerdings aus 
einer anderen Perspektive 
als Fabricius-Brand - dem 
‚Anwaltsberufzu. Hartstrang, 
selber Anwalt und Lehr- 
beauftragter an der Univer- 
sität Bochum, gibt mit der 
vorliegenden Veröffent- 
lichung eine zusammenfas- 
sende Darstellung des 
deutschen Anwaltsrechts. 
Einleitend werden in einem 
rechtsgeschichtlichen Abriß 
die Entwicklungslinien der 
Anwaltschaft nachgezeich- 
net. Es folgen Ausführun- 
gen zu ihrer gegenwärtigen 
verfassungsrechtlichen Ein- 
bindung. Von besonderem 
Interesse nicht nur für den 
Studierenden und den sich 
auf den Anwaltsberuf vor- 
bereitenden Referendar 
dürften auch die Kapitel 
zum „Anwaltsvertrag”, zum 
„Standesrecht” sowie zu 
den „Arten der Anwaltsaus- 
übung” sein. Durch umfang- 
reiches Quellenmaterial er- 
möglicht es der Verfasser 
zudem, die vielschichtigen 
Problematiken eingehend 
zu vertiefen. 

RT. 


Peter Eichhorn 
(Hrsg.) 
Verwaltungs- 


lexikon 
Baden-Baden 1985, 
1080 S., 89,- DM 


Dieses umfassende Lexikon 
hatsichzurAufgabegestellt, 
interdisziplinär über den Be- 
reich der Öffentlichen Ver- 
waltung zu informieren und 
dabei gleichzeitig eine Ver- 
bindung herzustellen zwi- 
schen Verwaltungspraxis 
und -wissenschaft. 


Das Lexikon enthält mehr 
als 6 200 Stichwörter aus 
dem Sprachgebrauch der 
Verwaltung und der ver- 
waltungsbezogenen Diszi- 
plinen der Rechtswissen- 
schaft, der Betriebs- und 
Volkswirtschaftsiehre, der 
Soziologie, der Politikwis- 
senschaft sowie der Infor- 
matik. Besonderen Basis- 
stichwörtern widmen sich 
namentlich gekennzeich- 
nete, mehrspaltige Abhand- 
lungen über die Entwicklung 
und die aktuelle Lage des 
betreffenden Gegenstan- 
des mit Angabe der wichtig- 
sten Monographien. 


Die öffentlichen Verwaltun- 
gen werden entsprechend 
der gegenwärtigen wissen- 
schaftlichen Arbeitsteilung 
von verschiedenen Wissen- 
schaften erschlossen. Her- 
kömmlicherweise spielt in 
der Verwaltung die Rechts- 
wissenschaft insofern eine 
besondere Rolle, als der 
Grundsatz der Gesetz- und 
Rechtmäßigkeit Vorrang 
genießt und Nomenklatur 
und Verhalten der Verwal 
tung prägt. Deren Zielset- 
zungen, Aufgabenstellung, 
Strukturen und Prozesse, 
Rahmenbedingungen, Kon- 
ventionen usw. und die da- 
mit verbundenen Probleme 
fordern zunehmend andere 
Disziplinen heraus: Der 
Grundsatz der Wirtschaft- 
lichkeit und Sparsamkeit er- 
öffnet der Betriebswirt- 
schaftslehre ein breites Be- 
tätigungsfeld. Die Wirkun- 
gen der Verwaltungsverfü- 
gungen auf private Haus- 
halte und Unternehmen bil- 
den den Mittelpunkt volks- 
wirtschaftlicher Betrachtun- 
gen. Mit der Einführung 
neuer Informations- und 
Kommunikationstechniken 
werden immer mehr Kennt- 
nisse über Programmie- 
rung, Datenverarbeitung, 
Gerätetechnologie und 
quantitative Methoden erfor- 
derlich. Die soziale und poli- 
tische Wirklichkeit der Ver- 
waltungen und ihrer Umwelt 
erweckt das Interesse der 
Soziologie und Politikwis- 
senschaft. 
Das Verwaltungslexikon 
kann sowohl als Einführung 
in die Verwaltungswissen- 
schaften wie auch als Nach- 
schlagewerk genutzt wer- 
den. 
Es bleibt zu hoffen, daß sich 
der Verlag noch zur Heraus- 
gabe einer-preiswerteren- 
Paperback-Ausgabe dieses 
sehr nützlichen Wertes ent- 
schließen wird. 

RT. 


Materialien 3 


Weitere 
Veröffent- 
lichungen 


Rezensionen 
sind vorbehalten 


® Veröffentlichungen 


des Republikanischen 
Anwaltsvereins _(liefer- 
bare Titel) 

H. Weidemann: Dankt der 
Rechtsstaat ab? 

Preis: 5,- DM 


Materialien und Protokolle 
der RAV-Familienrechts- 
tagung 1984 

Preis: 10,- DM 

W. Holtfort: Ungehorsam 
als Bürgerpflicht 

Preis: 6,- DM 

Soziale Probleme anläßlich 
Scheidung und \ 
Getrenntleben 

Preis: 5,- DM 

Politische Prozesse in der 
Türkei 

Preis: 10,- DM 
Fortbildungsseminare 

des RAV 1986 

kostenlos 
Anwaltsverfolgung in der 
Bundesrepublik: Der Fall 
Jörg Lang 

Preis: 6,- DM 

Kostenrecht im Zivilprozeß 
Preis: 5,- DM 

Bezug sämtlicher Broschü- 
ren über: Republikanischer 
‚Anwaltsverein e.V., 
Geschäftsstelle 3000 Han- 
nover 1, Ellernstr. 13, 

Tel.: 0511/85 31 88 


® Asylrecht 


Ilse Bueren, Peter Nicolaus: 
Rechtsprechungsüber- 
sicht zur Anerkennungs- 
praxis der Verwaltungsge- 
fichtsbarkeit, Bonn 1986, 
ZDWF Schriftenreihe Nr. 15 
45 S., Bezug: ZDWF, 
Hans-Böckler-Str. 3 

5300 Bonn 3 
Gustav-Stresemann-Institut 
(Hrsg.): Asylrecht und 
Asylpolitik - Eine Bilanz 
des letzten Jahrzehnts 
Bergisch Gladbach 1986, 
129 S., 10,- DM, Bezug: 
GSI, Europäische 
Akademie Lerbach 

5060 Bergisch-Gladbach 2 
‚Amt des Hohen 
Kommissars der Vereinten 
Nationen für Flüchtlinge 
(Hrsg.): Handbuch über 
Verfahren und Kriterien 
zur Feststellung der 
Flüchtlingseigenschaft 
Genf, 109 S., Bezug: 
UNHCR 

Palais des Nations 
CH-1211 Genf 10 


® Strafvollzug/ 
Kriminalpolitik 
Die Grünen (Hrsg.): 
Dokumentation einer 
Anhörung im Bundestag 
zum Thema Jugendkrimi- 
nalität und -strafvollzug 
Bonn, 10,- DM, Bezug: 
Die Grünen im Bundestag- 
Horst Fritsch, Bundeshaus 
5300 Bonn 
ASJ (Hrsg.): Diskussions- 
entwurf eines Bundesre- 
sozialisierungsgesetzes 
1986, 65 S., kostenfrei 
Bezug: SPD, Bundeshaus, 
5300 Bonn 
Bundesarbeitsgemein- 
schaft freier Initiativen in 
der Straffälligenarbeit 
(Hrsg.): Dokumentation 
zum 3. Bundeskongreß 
Höchst/Odenwald 1986, 
100 $., 9,- DM, Bezug: 
BAG, Hammerkirchweg 45 
4060 Viersen 
Hermann Bianchi, 
Rene van Swaaningen 
(Editors): Abolitionism - 
Towards a non-repressive 
approach to crime, Free 
University Press, Amster- 
dam 1986, 230 pages, 
$ 29,00, 
ISBN 90-6256-179-9 


® Sicherheitsgesetze 
AStA der Universität. 


rechte, Repression und 
staatliche Hilfe in der 
Demokratie, Materialband 
zum Kongreß „Kein Staat 
mit diesem Staat“, Bielefeld 
1986, 374 S., 15,- DM 


Mit Beiträgen vo 
U.K. Preuß, Otto Schily, 
W.D. Narr, Sibylle Plog- 
stedt, Joachim Hirsch, 

J. Seifert u.v.a. zu den 
Themen: Innere Sicherheit, 
Frieden, Ausländer, Frauen 
Bezug: Helmut Pollähne, 
Poetenweg 47 

4800 Bielefeld 1 

J. Seifert, U. Vultejus 
(Hrsg.): Texte und Bilder 
gegen die Überwachungs- 
gesetze, Hamburg 1986, 
10,- DM, Bezug: Buntbuch- 
Verlag 

U. Ruhling: Sicherheitsge- 
setze - Elemente des 
Überwachungsstaates, 

43 S., 6,- DM, Bezug: 

M. Reimann, MdB 

Maxstr. 67 

6700 Ludwigshafen 


® Verschiedenes 


Neue UTB-Taschenbücher: 
R. Lieberwirth: Lateinische 
Fachausdrücke im Recht, 
Heidelberg 1986, 280 S., 
19,80 DM 

F. Kübler: 
Gesellschaftsrecht, 


Heidelberg, 2. Auflage 
1986, 451 S., 29,80 DM 


Neuerscheinungen: 
Kurzlehrbücher (Wahl- 
fachgruppen) 

H.W. Arndt, S. Zierlinger: 
Steuerrecht, 1986, 165 S., 
19,80 DM 

W. Zimmermann: Konkurs, 
Vergleichsverfahren, 
Zwangsversteigerungs- 
gesetz, Heidelberg 1986, 
161 S., 19,80 DM 

M. Werber, G. Winter: 
Grundzüge des Versiche- 
rungsvertragsrechts, 1986, 
146 S., 38,- DM 


Zeitschriften 


ötv in der Rechtspflege 
Heft 35 

Aus dem Inhalt: 
Stellungnahme zu den 
Sicherheitsgesetzen; 
Gewalt gegen Frauen; 
Der Gerichtsvollzieher; 
Tamilenurteil des BVerwG; 
10. Richterinnenratschlag; 
Bezug: ötv Nds, 

Dreyerstr. 6 

3000 Hannover, Einzelheft: 
1,40 DM in Briefmarken 


Demokratie und Recht 
Heft 2/86 

Aus dem Inhalt: 
Benda-Bericht zur 
Gentechnologie; 

Wende im Jugendstrafvoll- 
zug?; 

Ausländerrecht und soziale 
Wirklichkeit; 

Polizeirecht im Vorfeld der 
Diktatur; 

Das Janusgesicht des 
Rechtsphilosophen John 
Lockes; 

Bezug: Pahl-Rugenstein- 
Verlag, Köln, Einzelheft: 
8,50 DM (Abo: 31,- DM 
plus Versand) 


Kritische Justiz 

Heft 3/86 

Aus dem Inhalt: 
Grundrechtsschutz im 
Sozialhilferecht; 

$ 116 AFG: Stadien eines 
Gesetzgebungsprozesses; 
Wirtschaftskrise und 
Kündigungsschutz; 

Kritik „post-moderner“ 
Grundrechtstheorii 
Anwaltskosten im 
rechtsstreit; 
Bezug: NOMOS-Verlag, 
Einzelheft: 11,- DM 
(Studentenabo: 28,- DM 
plus Versand) 


Vorgänge 

Heft 4/86 

Schwerpunkt: Flucht, 
Folter, Asylrecht 

Bezug: Vorgänge-Verlag, 
Bräuhausstr 2 

8000 München 2 


ivil- 


Einzelheft: 12,- DM 
(Jahresabo: 52,- DM plus 
Versand) 


Widersprüche 

Heft 19* 

Titel: Archipel Knast - 
Gefängnis als Gesell- 
schaftspolitik, ca. 175 S., 
18,- DM 

‚Aus dem Inhalt: 
Untersuchungshaft in der 
Bundesrepublik; 

Szenen aus dem Vollzugs- 
alltag; 

Gründe, keine Gefängnisse 
mehr zu bauen; 
Gefängnisneubaupro- 
gramme in den Nieder- 
landen und Großbritannien; 
Die aktuelle kriminalpoliti- 
sche Diskussion 

in der BRD; 

Politische Gefangene; 
Alternative Kriminalpolitik; 
Kritik am Anti-Diskriminie- 
rungsgesetz 

Bezug: Verlag 2000, 
Postfach 102062 

6050 Offenbach 1 (oder 
über den Buchhandel) 

* Zu diesem Heft wirdinderkom- 
menden Ausgabe des FORUM 
RECHTs eine ausführliche Be- 
sprechung erscheinen. 


Knut Papendort 
GESELLSCHAFT 
OHNE GITTER 


Bears 


Kriminalpolitik 


220 Seiten 


a] mer 


DM 21. 


In diesem Buch geht es um die Absch: 
instsutioneller Verwahrung und um 
Abkehr von der "Behandlungsideologie". 


Die kriminalpolitische Diskussion in der BRD 
ist in den Intzten Jahren in Bewegung geraten. 


[Der traditionelle kriminalpoliische Diskurs be- 
schränkt sich auf Fragen der Kriminalitätsver- 
[hütung und -bekämpfung. Die Ursöchlichkeit 
|gesellschaftlicher Mängellagen als Entstenungs- 
|bedingungenfür krimineiles Verhalten bleibt ın 
[dieser Persoektive ausgeblendet. 


Dem stellen die Vertreter der abolistischen Kı 


als gesellschaft. 
liche Ausgrenzung sichtbar gemacht und damit. 
Idie Beseitigung der ihr zugrunde, 


zenırale Bedingung für erfolgversprechende 
Jschaffungskampagnen, um eine blose Umstruk- 
turierung des Sanktionssystems zu verhindern. 


|Für die kriminaipolitische Diskussion in der 
BRD iı die Relevanz des abolistischen Ansat- 


bolistischen Strategie- 
[Überlegungen für viele sozialen Bewegungen. 
1 


iztiven gegen Verdatung und Computerisierung 
der Gesellschaft ... für alle die Kontroll- und 


|zu bestellen über den Buchhangel oder direkt bei 


AG SPAK - Publikationen, Kitierstr. 1, B München 90. 


wenn Sie die Abonnement-Bestellkarte ausfüllen, ausschneiden, auf eine 

Postkarte kleben, diese an den Klartext-Verlag, Viehofer Platz 1 in 
4300 Essen 1 adressieren, eine Briefmarke organisieren und befestigen können - und Ihnen der 
Weg zum Briefkasten nicht zu weit ist. 


4x im jahr 


Lieferanschrift für die Zeitschrift Ü Hiermit bestelle ich ein Abonnement / 
Förderabonnement der Zeitschrift 
FORUM RECHT 


Name, Vorname 
Ü Ich möchte ein Abonnement 
der Zeitschrift FORUM RECHT 
Straße, Nr. verschenken. 


Bitte beachten Sie: Geschenkabonnements werden 

von uns erst nach Zahlungseingang bearbeitet. 

PLZ, Wohnort Bitte geben Sie auf dem Überweisungsformular den 
Namen des Beschenkten an 


DO Ein Verrechnungsscheck über den Betrag von 12,50 DM / 50,- DM * liegt bei. 


o Der Betrag von 12,50 DM / 50,- DM wurde von mir auf das Konto Nr. 204 610 (BLZ 360 501 05) bei der 
Stadtsparkasse Essen / auf das Konto Nr. 1940 68 - 437 (BLZ 360 100 43) PGA Essen überwiesen. * 


D Bitte schicken Sie mir eine Rechnung, die ich sofort nach Eingang bezahlen werde, 
da mir bekannt ist, daß ansonsten die Lieferung eingestellt wird. 


Ein Abonnement umfaßt 4 Ausgaben incl. 7% MwSt und Versandkosten. 
Die erste Lieferung der Zeitschrift erfolgt mit der nächsten Ausgabe. 

Das Abonnement gilt zunächst für ein Jahr, es verlängert sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn 
nicht spätestens zwei Monate vor Ablauf der Bezugszeit schriftlich gekündigt wird. 

Mir ist bekannt, daß ich diese Bestellung innerhalb von 14 Tagen schriftlich widerrufen kann. 


Datum Unterschrift 


* Nichtzutreffendes bitte streichen 


